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Beginn der 11. Sitzung 
Mittwoch, 6. Mai 2009, 09:00 Uhr 

 
 

 1. Mitteilungen und Genehmigung der Tagesordnung. 
[06.05.09 09:03:29, MGT] 
 

Mitteilungen 

Patrick Hafner, Grossratspräsident: ich begrüsse Sie zur heutigen Sitzung und habe Ihnen verschiedene 
Mitteilungen zu machen: 

 

Bildaufnahmen 

Ich habe Telebasel gestattet, heute Bildaufnahmen im Rat zu machen. 

 

Anlässe für den Grossen Rat 

Am nächsten Montag, 11. Mai um 18.00 Uhr, findet hier im Saal unter dem Titel “Der Grosse Rat für 
Fortgeschrittene” eine Informationsveranstaltung zu verschiedenen Themen statt, unter anderem 
Finanzgeschäfte, Partnerschaftliche Geschäfte, Interparlamentarische Geschäftsprüfungskommissionen und 
Staatsverträge. Bis jetzt haben sich etwa vierzig Personen für diese Weiterbildungsveranstaltung angemeldet. 
Weitere Anmeldungen können Sie direkt hier vorne beim Ratssekretariat deponieren und ich möchte Sie 
ausdrücklich zur Teilnahme ermuntern. 

 

Am Dienstag, 19. Mai um 18.30 Uhr sind Sie zusammen mit dem Landrat des Kantons Basel-Landschaft und 
den Regierungen beider Kantone zu einem Besuch der Ausstellung “Bilderwelten” in der Fondation Beyeler 
eingeladen. Auch hier haben sich bis jetzt aus dem Grossen Rat etwa vierzig Personen angemeldet und auch 
hier können Sie sich bis zum Schluss der heutigen Sitzung beim Ratssekretariat noch nachträglich anmelden. 

 

Am Dienstag, 2. Juni 2009, 16.30 - 18.00 Uhr findet im Kollegienhaus der Universität das jährliche Uni-Hearing 
2009 statt. Zum Uni-Hearing eingeladen werden primär die Mitglieder der Kommissionen des Landrates und 
des Grossen Rates, die in ihrer parlamentarischen Arbeit mit der Universität befasst sind (Bildungs-, Finanz- 
und Gesundheitskommissionen) sowie weitere interessierte Mitglieder der Parlamente. Eine definitive 
Einladung wird Mitte Mai verschickt. 

 

Neue Interpellationen 

Es sind 10 neue Interpellationen eingegangen. 

Die Interpellationen Nr. 22, 23 und 27 werden mündlich beantwortet. 

 

Tagesordnung 

Patrick Hafner, Grossratspräsident: Angesichts der etwas mageren Tagesordnung beantragt Ihnen das 
Ratsbüro vorsorglich, die neuen Interpellationen nicht um 15.00 Uhr, sondern bereits um 11.00 Uhr heute 
Morgen zu terminieren. Der Regierungsrat wurde darüber informiert. Es handelt sich dabei um eine 
Abweichung von § 39 Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung. Der Grosse Rat kann mit 
zwei Dritteln der Stimmen befristete Abweichungen von den Ausführungsbestimmungen beschliessen. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

mit 81 gegen 0 Stimmen, die neuen Interpellationen auf den ersten Sitzungstag, 11:00 Uhr, zu terminieren. 
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Patrick Hafner, Grossratspräsident: Ferner beantrage ich Ihnen, Geschäft 4, das weitere Vorgehen zur 
Städteinitiative, dringlich zu behandeln. Bei dieser Initiative ist das weitere Vorgehen zu beschliessen. Die Frist 
von drei Wochen für den Versand des entsprechenden Schreibens konnte nicht eingehalten werden, weil der 
Grosse Rat erst am 22. April die rechtliche Zulässigkeit beschlossen hat. Dieses Geschäft ist deshalb mit 
Dringlichkeit auf die Tagesordnung gesetzt worden und der Rat hat das mit einer Zweidrittelmehrheit zu 
bestätigen. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

mit 79 gegen 0 Stimmen, das Geschäft 4, Schreiben des Regierungsrates zum weiteren Vorgehen nach der 
rechtlichen Zulässigkeit der “Initiative zur Förderung des ÖV, Fuss- und Veloverkehrs im Kanton Basel-Stadt 
(Städte-Initiative)”, mit Dringlichkeit gemäss § 20 der Ausführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung zu 
behandeln. 

 

Christine Heuss, Präsidentin der Bildungs- und Kulturkommission: beantragt, Geschäft 5 (Bericht der 
Bildungs- und Kulturkommission zur 2. Lesung zum Ratschlag Nr. 08.1691.01 Kredit für die Projektierung des 
Neubaus für die Life Sciences der Universität Basel an der Spitalstrasse 41 in Basel) von der Tagesordnung 
abzusetzen. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, Geschäft 5 von der Tagesordnung abzusetzen. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Tagesordnung zu genehmigen. 

 

 

 2. Entgegennahme der neuen Geschäfte. 
[06.05.09 09:13:20, ENG] 
 

Zuweisungen 

Patrick Hafner, Grossratspräsident: Zusätzlich zu den in der Tagesordnung aufgeführten Zuweisungen 
beantrage ich Ihnen die Petition P264 betreffend Baumfällungen in der Wolfsschlucht (Geschäft 09.5083) der 
Petitionskommission zuzuweisen. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Zuweisungen gemäss Verzeichnis der neuen Geschäfte (Anhang A) zu genehmigen. 

 

Kenntnisnahmen 

Der Grosse Rat nimmt Kenntnis 

von folgenden Geschäften: 

 • Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Jörg Vitelli und Konsorten betreffend Schienenbogen 
Margarethenbrücke - Viaduktstrasse (Richtung Birsigviadukt) (stehen lassen). (BVD, 07.5047.02) 

 • Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Martina Saner betreffend behindertengerechtem 
Tramfahren oder “die Jagd nach der Niederflur-Einstiegstür”. (BVD, 09.5003.02) 

 • Bericht des Regierungsrates Dringliche Kreditbewilligung Nr. 02, Einbau Lüftungsanlage 
Zentralsterilisation West im Universitätsspital Basel. (GD, 09.0419.01) 
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 3. Bericht der Begnadigungskommission zu einem Begnadigungsgesuch (Nr. 1681). 
[06.05.09 09:13:56, BegnKo, BEG] 
Die Begnadigungskommission beantragt, das Gesuch Nr. 1681 gutzuheissen und T.S. zu begnadigen. 
Gemäss § 6 Abs. 2 des Begnadigungsgesetzes ist für eine Begnadigung die Teilnahme von 60 Mitgliedern des 
Grossen Rates an der Abstimmung notwendig sowie die Zustimmung einer Mehrheit des Rates, mindestens 
aber 40 Mitglieder. 
 
Patrick Hafner, Grossratspräsident: Zuhanden der neuen Mitglieder des Rates noch folgende Informationen: 
Die Berichte der Begnadigungskommission sind die einzigen Ratsgeschäfte, zu denen die Ratsmitglieder 
keine Unterlagen erhalten. Die Fraktionspräsidien werden vorgängig mit einem Bericht beliefert. Die Mitglieder 
der Kommission können die Fraktionen über den Sachverhalt und die Anträge informieren, ohne jedoch die 
Namen der Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller zu nennen. 
Eine Begnadigung bedeutet zudem nicht die Aufhebung eines Strafurteils, sondern kann lediglich den Vollzug 
einer rechtskräftigen Strafe aufheben oder verkürzen. 
 
Voten:  Doris Gysin, Präsidentin der Begnadigungskommission 
 
Samuel Wyss (SVP): beantragt Rückweisung an die Begnadigungskommission. 
 
Voten:  Christoph Wydler (EVP/DSP); Beatrice Alder Finzen (GB); Bruno Jagher (SVP); Ursula Metzger Junco 
(SP); Doris Gysin, Präsidentin der Begnadigungskommission; Samuel Wyss (SVP) 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 71 gegen 13 Stimmen, den Antrag auf Rückweisung an die Begnadigungskommission abzulehnen. 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 70 gegen 15 Stimmen, dem Antrag der Begnadigungskommission zuzustimmen, das Gesuch Nr. 1681 
gutzuheissen und T.S. zu begnadigen. 
 

 

 4. Schreiben des Regierungsrates zum weiteren Vorgehen nach der rechtlichen 
Zulässigkeit der “Initiative zur Förderung des ÖV, Fuss- und Veloverkehrs im Kanton 
Basel-Stadt (Städte-Initiative)”. 
[06.05.09 09:36:32, BVD, 08.2004.02, WVI] 
Der Regierungsrat beantragt dem Grossen Rat mit Schreiben 08.2004.02, ihm die Berichterstattung zur 
“Initiative zur Förderung des ÖV, Fuss- und Veloverkehrs im Kanton Basel-Stadt (Städte-Initiative)” zu 
übertragen. 
 
Patrick Hafner, Grossratspräsident: Sie haben das Geschäft heute mit Dringlichkeit auf die Tagesordnung 
gesetzt, weil das Schreiben erst nach Ihrem Beschluss zur rechtlichen Zulässigkeit verschickt werden konnte 
und gemäss § 18 des Gesetzes über Initiative und Referendum heute behandelt werden muss. 
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Voten:  Andrea Bollinger (SP) 
 
Heiner Vischer (LDP): beantragt, die Initiative gemäss § 18 lit. a. IRG sofort den Stimmberechtigten ohne 
Empfehlung und ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung vorzulegen. 
 
Voten:  Christian Egeler (FDP); Mirjam Ballmer (GB) 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
von Gesetzes wegen auf das Geschäft einzutreten. 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 52 gegen 15 Stimmen, die Volksinitiative gemäss § 18 lit. b. IRG dem Regierungsrat zur Berichterstattung 
innert sechs Monaten zu überweisen. 
 

 

 7. Motionen 1 - 2. 
[06.05.09 09:47:57] 

  1. Motion Beat Jans und Konsorten betreffend Abschaffung der Pauschalbesteuerung von 
Zugewanderten 
[06.05.09 09:47:57, FD, 09.5069.01, NMO] 
Der Regierungsrat ist bereit, die Motion 09.5069 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 
 
Sebastian Frehner (SVP): beantragt Nichtüberweisung. 
 
Voten:  Conradin Cramer (LDP); Helmut Hersberger (FDP); Jürg Stöcklin (GB); Lukas Engelberger (CVP); 
Beat Jans (SP) 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 60 gegen 34 Stimmen, die Motion 09.5069 dem Regierungsrat zur Stellungnahme innert 3 Monaten zu 
überweisen. 
 

 

  2. Motion Brigitta Gerber und Konsorten betreffend besseres Risikomanagement durch geschlechter-
spezifisch ausgewogene Besetzung der Verwaltungsräte im öffentlichen und halb-öffentlichen Bereich 
[06.05.09 10:10:42, PD, 09.5070.01, NMO] 
Der Regierungsrat ist bereit, die Motion 09.5070 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 
 
Conradin Cramer (LDP): beantragt Nichtüberweisung. 
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Voten:  Ursula Kissling (SVP); Urs Müller-Walz (GB); Sibylle Benz Hübner (SP); Sebastian Frehner (SVP); 
Martina Saner (SP) 
 

Zwischenfrage 
Voten:  Andreas Burckhardt (LDP); Martina Saner (SP) 

 
Voten:  Brigitta Gerber (GB) 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 47 gegen 38 Stimmen, die Motion 09.5070 dem Regierungsrat zur Stellungnahme innert 3 Monaten zu 
überweisen. 
 

 

 8. Anzüge 1 - 8. 
[06.05.09 10:35:48] 

  1. Anzug Roland Vögtli und Konsorten bezüglich illegaler Plakatierungen an privaten und staatlichen 
Gebäuden 
[06.05.09 10:35:48, BVD, 09.5061.01, NAZ] 
Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 09.5061 entgegenzunehmen. 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
stillschweigend, den Anzug 09.5061 dem Regierungsrat zu überweisen. 
 

 

  2. Anzug Andreas Ungricht und Konsorten betreffend unkoordinierter Bebbi-Sagg Bereitstellung in den 
Quartieren 
[06.05.09 10:36:12, BVD, 09.5062.01, NAZ] 
Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 09.5063 entgegenzunehmen. 
 
Esther Weber Lehner (SP): beantragt Nichtüberweisung. 
 
Voten:  Andreas Ungricht (SVP) 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 47 gegen 11 Stimmen, den Anzug abzulehnen. 
Der Anzug 09.5062 ist erledigt. 
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  3. Anzug Andreas Ungricht und Konsorten betreffend “Informationsveranstaltung in nationalen 
Abstimmungskämpfen - Regelung für den Regierungsrat” 
[06.05.09 10:41:17, PD, 09.5063.01, NAZ] 
Der Regierungsrat ist nicht bereit, den Anzug 09.5063 entgegenzunehmen. 
 
Voten:  Ursula Metzger Junco (SP); Andreas Ungricht (SVP) 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit grossem Mehr gegen 10 Stimmen, den Anzug abzulehnen. 
Der Anzug 09.5063 ist erledigt. 
 

 

  4. Anzug Oswald Inglin und Konsorten betreffend gleichzeitige Förderung des öffentlichen Verkehrs 
zusammen mit der Weiterführung des Autobahnzubringers Süd / Gundeliumfahrung 
[06.05.09 10:45:18, BVD, 09.5065.01, NAZ] 
Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 09.5065 entgegenzunehmen. 
 
Patrizia Bernasconi (GB): beantragt Nichtüberweisung. 
 
Voten:  Brigitte Heilbronner-Uehlinger (SP); Oswald Inglin (CVP) 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
mit 49 gegen 25 Stimmen, den Anzug abzulehnen. 
Der Anzug 09.5065 ist erledigt. 
 

 

  5. Anzug Mustafa Atici und Konsorten betreffend Massnahmen gegen das Falschparkieren und für 
mehr Verkehrssicherheit und Attraktivität auf dem “Boulevard Güterstrasse” 
[06.05.09 10:51:03, BVD, 09.5066.01, NAZ] 
Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 09.5066 entgegenzunehmen. 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
stillschweigend, den Anzug 09.5066 dem Regierungsrat zu überweisen. 
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  6. Anzug Remo Gallacchi und Konsorten betreffend Erstellung eines Solarkatasters 
[06.05.09 10:51:23, WSU, 09.5068.01, NAZ] 
Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 09.5068 entgegenzunehmen. 

 

Rudolf Vogel (SVP): beantragt Nichtüberweisung. 

 

Voten:  Esther Weber Lehner (SP); Remo Gallacchi (CVP) 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

mit 55 gegen 19 Stimmen, den Anzug 09.5068 dem Regierungsrat zu überweisen. 

 

 

  7. Anzug Andreas Ungricht und Konsorten betreffend Einführung eines Alarmsystems bei 
Kindsentführungen auf kantonaler und nationaler Ebene 
[06.05.09 10:57:11, JSD, 09.5073.01, NAZ] 
Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 09.5073 entgegenzunehmen. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug 09.5073 dem Regierungsrat zu überweisen. 

 

 

  8. Anzug Urs Schweizer und Konsorten betreffend Verlängerung Ost-West-Piste EuroAirport 
[06.05.09 10:57:34, WSU, 09.5092.01, NAZ] 
Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 09.5092 entgegenzunehmen. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug 09.5092 dem Regierungsrat zu überweisen. 

 

 

 9. Beantwortung der Interpellation Nr. 16 Andreas Ungricht zu den Defiziten des 
“kooperativen Föderalismus”. 
[06.05.09 10:58:28, PD, 09.5090.02, BIN] 
Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

 

Voten:  Andreas Ungricht (SVP) 

 

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort befriedigt. 

Die Interpellation 09.5090 ist erledigt. 
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 6. Neue Interpellationen. 
[06.05.09 10:59:55] 

  Interpellation Nr. 22 Atilla Toptas zu Massakern an öffentlichen Schulen 
[06.05.09 10:59:55, ED, 09.5101.01, NIM] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

 

Voten:  RR Christoph Eymann, Vorsteher des Erziehungsdepartementes (ED); Atilla Toptas (SP) 

 

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 09.5101 ist erledigt. 

 

 

  Interpellation Nr. 23 Alexander Gröflin betreffend St. Jakobs-Denkmal 
[06.05.09 11:07:41, BVD, 09.5102.01, NIM] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

 

Voten:  RR Hans-Peter Wessels, Vorsteher des Bau- und Verkehrsdepartementes (BVD); Alexander Gröflin 
(SVP) 

 

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort befriedigt. 

Die Interpellation 09.5102 ist erledigt. 

 

 

  Interpellation Nr. 24 André Weissen betreffend 100 neue Stellen für behinderte Menschen! 
[06.05.09 11:15:52, PD, 09.5121.01, NIS] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

 

 

  Interpellation Nr. 25 Jürg Meyer für ein behindertengerechtes, rollstuhlfreundliches Basel 
[06.05.09 11:16:06, BVD, 09.5122.01, NIS] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

 

 

  Interpellation Nr. 26 Sibylle Benz Hübner betreffend Erhalt der Poststellen im Gebiet des Kantons Basel-
Stadt 
[06.05.09 11:16:21, WSU, 09.5123.01, NIS] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 
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  Interpellation Nr. 27 Brigitte Heilbronner-Uehlinger betreffend Sanierung Tinguely Brunnen 
[06.05.09 11:16:40, WSU, 09.5124.01, NIM] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 
 
Voten:  RR Christoph Brutschin, Vorsteher des Wirtschafts-, Sozial- und Umweltdepartementes (WSU); Brigitte 
Heilbronner-Uehlinger (SP) 
 
Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 
Die Interpellation 09.5124 ist erledigt. 
 

 

  Interpellation Nr. 28 Ursula Metzger Junco P. betreffend der Zukunft des Gleichstellungsbüros aufgrund 
der Zusammenlegung aller drei Gleichstellungs-Fachstellen in eine Abteilung 
[06.05.09 11:21:56, PD, 09.5125.01, NIM] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 
 

 

  Interpellation Nr. 29 Ruth Widmer betreffend Sicherheitsaspekte durch bauliche Mängel an dem OS-SH 
Brunnmatt 
[06.05.09 11:22:26, ED, 09.5126.01, NIS] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 
 

 

  Interpellation Nr. 30 Urs Müller-Walz betreffend Basel-Stadt hat die höchsten Krankenkassenprämien in 
der Schweiz und subventioniert damit erst noch andere Kantone! 
[06.05.09 11:22:40, GD, 09.5127.01, NIM] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 
 
Voten:  Urs Müller-Walz (GB) 
 

 

  Interpellation Nr. 31 Heidi Mück betreffend zweiter SBB-Rheinbrücke und Einfluss auf Rangierarbeiten 
im Klybeck 
[06.05.09 11:23:47, WSU, 09.5128.01, NIS] 
Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 
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 10. Beantwortung der Interpellation Nr. 17 Martina Bernasconi betreffend Bekanntgabe 
des Defizits der Kaserne Basel 2008 und neuen Konzepten für eine erfolgreiche 
Kaserne Basel. 
[06.05.09 11:24:14, PD, 09.5091.02, BIN] 
Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 
 
Voten:  Martina Bernasconi (GLP) 
 
Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 
Die Interpellation 09.5091 ist erledigt. 
 

 

 11. Beantwortung der Interpellation Nr. 18 Brigitta Gerber betreffend finanzieller 
Situation und Wahrnehmung des Bildungsauftrages der Kaserne Basel. 
[06.05.09 11:26:36, PD, 09.5093.02, BIN] 
Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 
 
Voten:  Brigitta Gerber (GB) 
 
Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 
Die Interpellation 09.5093 ist erledigt. 
 

 

 12. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Fabienne Vulliamoz und Konsorten 
betreffend gemeinsames Kulturkonzept für Basel-Stadt und Basel-Landschaft. 
[06.05.09 11:30:00, PD, 06.5127.02, SAA] 
Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 06.5127 abzuschreiben. 
 
Voten:  Francisca Schiess (SP) 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 
Der Anzug 06.5127 ist erledigt. 
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 13. Beantwortung der Interpellation Nr. 19 Esther Weber Lehner betreffend 
zweckentfremdende Vermietung des Landhof-Areals an die Firma SCOPE durch das 
Erziehungsdepartement 
[06.05.09 11:31:53, ED, 09.5094.02, BIN] 
Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

 

Voten:  Esther Weber Lehner (SP) 

 

Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 09.5094 ist erledigt. 

 

 

 14. Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Maria Berger-Coenen und Konsorten 
betreffend Einführung eines kantonalen Berufsabschlusses. 
[06.05.09 11:35:41, ED, 08.5299.02, SMO] 
Der Regierungsrat stellt fest, dass die Motion 08.5299 zulässig ist und beantragt, ihm diese als Anzug zu 
überweisen. 

 

Oskar Herzig (SVP): beantragt Nichtüberweisung. 

 

Maria Berger-Coenen (SP): beantragt Überweisung als Motion. 

 

Voten:  Brigitta Gerber (GB); Annemarie Pfeifer (EVP/DSP); RR Christoph Eymann, Vorsteher des 
Erziehungsdepartementes (ED) 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

mit 50 gegen 36 Stimmen, die Motion 08.5299 in einen Anzug umzuwandeln. 

 

Der Grosse Rat beschliesst 

mit 63 gegen 20 Stimmen, den Anzug 08.5299 dem Regierungsrat zu überweisen. 

 

 

 15. Beantwortung der Interpellation Nr. 11 Sebastian Frehner betreffend Zahlungen an 
Krankenversicherer für Prämienausstände und nicht bezahlte Kostenbeteiligungen 
durch den Kanton. 
[06.05.09 11:54:20, WSU, 09.5074.02, BIN] 
Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

 

Der Interpellant ist nicht anwesend. 

Die Interpellation 09.5074 ist erledigt. 
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 16. Zwischenbericht des Regierungsrates zur Motion Beat Schultheiss und Konsorten 
betreffend Abfall-Grundgebühr sowie Schreiben zum Anzug Christian Egeler und 
Konsorten betreffend kostenneutraler Umsetzung des Verursacherprinzips zur 
Abdeckung des Defizits in der Abfallrechnung. 
[06.05.09 11:54:45, WSU, 03.7585.03 05.8345.03] 
Der Regierungsrat beantragt dem Grossen Rat, den Zwischenbericht 03.7585.03 zur Motion Beat Schultheiss 
und Konsorten betreffend Abfall-Grundgebühr zur Kenntnis zu nehmen und die Motion abzuschreiben. 
Der Regierungsrat beantragt, den Anzug Christian Egeler und Konsorten betreffend kostenneutraler 
Umsetzung des Verursacherprinzips zur Abdeckung des Defizits in der Abfallrechnung (05.8345) 
abzuschreiben. 
 
Voten:  Christine Locher-Hoch (FDP); Thomas Mall (LDP); Daniel Goepfert (SP); RR Christoph Brutschin, 
Vorsteher des Wirtschafts-, Sozial- und Umweltdepartementes (WSU) 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
stillschweigend, vom Zwischenbericht 03.7585.03 zur Motion Beat Schultheiss und Konsorten Kenntnis zu 
nehmen und die Motion als erledigt abzuschreiben. 
Die Motion 03.7585 ist erledigt. 
 
Der Grosse Rat beschliesst 
stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 
Der Anzug 05.8345 ist erledigt. 
 

 

 17. Beantwortung der Interpellation Nr. 10 Atilla Toptas betreffend Isolierung und 
Beheizung der Dreirosen-Halle. 
[06.05.09 12:05:10, BVD, 09.5067.02] 
Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 
 
Voten:  Atilla Toptas (SP) 
 
Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 
Die Interpellation 09.5067 ist erledigt. 
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 18. Beantwortung der Interpellation Nr. 13 Ruth Widmer betreffend Areal Volta-Ost: Was 
passiert mit den Häusern an der Wasserstrasse 31-39? 
[06.05.09 12:09:24, FD, 09.5080.02] 
Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 
 
Voten:  Ruth Widmer Graff (SP) 
 
Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort befriedigt. 
Die Interpellation 09.5080 ist erledigt. 
 
Schriftliche Anfragen 
Es ist folgende Schriftliche Anfrage eingegangen: 

 • Schriftliche Anfrage Toni Casagrande betreffend Pflege des Spalentors (09.5131.01). 

Die Schriftliche Anfrage wird dem Regierungsrat zur Beantwortung innert drei Monaten überwiesen. 
 
 
Schluss der 11. Sitzung 
12:11 Uhr 

  
 Basel, 6. Mai 2009 

  
  
  
  
  

 

 Patrick Hafner 
Grossratspräsident 

Thomas Dähler 
I. Ratssekretär 
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Anhang A: Neue Geschäfte (Zuweisung) 
 

Direkt auf die Tagesordnung kommen Komm. Dep. Dokument 

1.  Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Maria Berger-Coenen und 
Konsorten betreffend Einführung eines kantonalen Berufsabschlusses. 

 ED 08.5299.02 

    

Überweisung an Kommissionen    

2.  Ratschlag betreffend Änderungen im Gesetz zum Schutz und zur Förderung 
des Baumbestandes im Kanton Basel-Stadt (Baumgesetz) vom 16. Oktober 
1980 und Schreiben des Regierungsrates zur Motion Beat Schultheiss und 
Konsorten betreffend Baumschutzabgabe gemäss § 16 Baumgesetz 
(P037496). 

UVEK  BVD 09.0476.01
03.7496.03 

3.  Ausgabenbericht Umsetzung einer Massnahme des Luftreinhalteplans 2007: 
"Aktionsplan gesunde Luft in Wohnquartieren". 

UVEK  WSU 09.0525.01 

4.  Ausgabenbericht Primarschule Schoren, Erweiterung. BKK  BVD 09.0475.01 

5.  Ratschlag Investitionsbeiträge für Tagesheimplätze. BKK  ED 09.0503.01 

6.  Ratschlag Gründung des Wärmeverbunds Riehen Plus. FKom WSU 09.0545.01 

7.  Petition P264 betreffend Baumfällungen in der Wolfschlucht. PetKo  09.5083.01 

    

An den Parlamentsdienst zur späteren Traktandierung    

8.  Motionen:    

 a) Andreas Burckhardt und Konsorten zur Verbesserung der 
Konkurrenzfähigkeit unseres Kantons im Steuerwettbewerb 
(entsprechend der Unternehmenssteuerreform II) 

  09.5109.01 

 b) Mirjam Ballmer und Konsorten betreffend Berücksichtigung von 
energetischen Sanierungen bei der Beurteilung von Bauten und 
Anlagen 

  09.5110.01 

 c) Sebastian Frehner und Konsorten betreffend Änderung 
ausländerfeindliches Verfahren bei Quellenbesteuerung 

  09.5111.01 

 d) David Wüest-Rudin und Konsorten betreffend Umstellung der 
Energieproduktion und des Energieverbrauchs im Kanton auf 
erneuerbare Energie und Realisierung der 2000 Watt Gesellschaft 

  09.5113.01 

 e) Dieter Werthemann und Konsorten betreffend Förderung des 
Wirtschaftsraumes Basel als Kompetenzzentrum für nachhaltiges 
Bauen und energetisches Sanieren 

  09.5114.01 

9.  Anzüge:    

 a) Stephan Luethi-Brüderlin und Konsorten betreffend Mobilitäts-
management 

  09.5103.01 

 b) Mirjam Ballmer und Konsorten betreffend energetische Sanierung 
staatlicher Liegenschaften 

  09.5105.01 

 c) Patrizia Bernasconi und Konsorten zur Finanzierung energetischer 
Sanierungen von staatlichen Liegenschaften 

  09.5106.01 

 d) Jörg Vitelli und Konsorten betreffend Attestlehre für Fahrrad-
mechaniker/in und Motorradmechaniker/in 

  09.5107.01 

 e) Brigitta Gerber und Konsorten betreffend Verbreiterung der Passerelle 
des Bahnhofs SBB zwecks Behebung der Kapazitätsengpässe 

  09.5108.01 

 f) Jürg Stöcklin und Konsorten betreffend Abstellplätze und öffentliche 
Strom-Tankstellen für Elektro-Zweiräder 

  09.5115.01 

 g) Heiner Vischer und Konsorten zum gebührenfreien und unbefristeten 
Parkieren von Elektromobilen auf Allmendparkplätzen 

  09.5116.01 
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 h) Sibylle Benz Hübner und Konsorten betreffend Tempo 30 in der 
Solothurnerstrasse und Velo-Gegenverkehr ab Dornacherstrasse 

  09.5117.01 

    

Kenntnisnahme    

10.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Jörg Vitelli und Konsorten 
betreffend Schienenbogen Margarethenbrücke - Viaduktstrasse (Richtung 
Birsigviadukt) (stehen lassen). 

 BVD 07.5047.02 

11.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Martina Saner 
betreffend behindertengerechtem Tramfahren oder "die Jagd nach der 
Niederflur-Einstiegstür". 

 BVD 09.5003.02 

12.  Bericht des Regierungsrates Dringliche Kreditbewilligung Nr. 02.  
Einbau Lüftungsanlage Zentralsterilisation West im Universitätsspital Basel. 

 GD 09.0419.01 
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Anhang B: Neue Vorstösse 
 

 

Motionen 
 

 

a) Motion zur Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit unseres Kantons im 
Steuerwettbewerb (entsprechend der Unternehmenssteuerreform II) 

09.5109.01 

 

An der Sitzung des Grossen Rates vom 12. Dezember 2007 ist mit Stichentscheid der Präsidentin die Aufnahme 
eines Artikels über die Entlastung der Dividenden, welche Regierung und WAK übereinstimmend beantragt hatten, 
gestrichen worden. In der Zwischenzeit haben verschiedene Kantone, die damals eine solche Entlastung noch nicht 
kannten, diese eingeführt (Waadt (ab 2009), Genf (Vorbehalt obligatorisches Referendum am 17.05.2009), Fribourg 
(ab 2009), Jura (ab 2009), Wallis (sogar retroaktiv ab 2007!) Tessin (2009)). 

24 von 26 Kantonen und der Bund haben also schon das neue System eingeführt oder werden es demnächst 
einführen. Noch nicht dabei sind nur noch Neuenburg und Basel-Stadt. Folglich hat BS einmal mehr - wie schon in 
den letzten Jahren bei der Abschaffung der Kapitalgewinnsteuer oder bei der Abschaffung der Erbschafts- & 
Schenkungssteuer für Nachkommen - gegenüber den Unternehmen, insbesondere gegenüber den KMU, sein Image 
als steuerpolitisch rückständiger Hochsteuerkanton gefestigt. Die steuerpolitische Landschaft hat sich gegenüber 
dem Jahr 2007 grundlegend geändert, was eine Neubeurteilung der Situation erfordert. 

Die Regierung hat durchblicken lassen, dass sie einen neuerlichen Vorstoss aufgrund des Entscheides des Grossen 
Rates nicht von sich aus angehen will. Obwohl auch eine Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative läuft, soll 
mit dieser Motion der Dringlichkeit des Anliegens Rechnung getragen werden und eine Einführung per 1.1.2010 
ermöglicht werden. 

Die Sache eilt, weil sich in der Zwischenzeit auch bei Steuerberatungen zeigt, dass Unternehmern, die eine 
entsprechende Beteiligung an einem Unternehmen halten, vor der Ausschüttung von Dividenden dringend eine 
Wohnsitzverlegung in einen Nachbarkanton empfohlen werden muss, wodurch dem Kanton die Einkommens- und 
Vermögenssteuern dieser natürlichen Personen entgehen und bei KMU naturgemäss gleichzeitig eine Sitzverlegung 
der Unternehmung ins Auge gefasst wird. Da die Regierung ihre Argumentation (mit Ausnahme der nun fast 
schweizweit einheitlich umgesetzten Entlastung) bereits vorgebracht hat, sollte die Vorlage rasch vorgelegt werden 
können. 

Die unterzeichnenden Mitglieder des Grossen Rates ersuchen den Regierungsrat, innert sechs Monaten eine Vorlage 
vorzulegen, aufgrund welcher im Gesetz über die direkten Steuern ein § 36 Abs. 4 eingefügt werden kann mit 
folgendem Wortlaut: 

§ 36 Abs. 4 

Für Einkünfte aus Beteiligungen an Kapitalgesellschaften oder Genossenschaften mit Sitz in der Schweiz wird der für 
das steuerbare Gesamteinkommen massgebliche Steuersatz um 40 Prozent reduziert, sofern die steuerpflichtige 
Person mit mindestens 10 Prozent am Aktien-, Stamm- oder Grundkapital der Gesellschaft oder Genossenschaft 
beteiligt ist. Die Satzreduktion gilt auch auf Gewinnen aus der Veräusserung von Beteiligungen des 
Geschäftsvermögens, wenn diese Beteiligungen mindestens ein Jahr im Eigentum der steuerpflichtigen Person oder 
des Personenunternehmens waren 

Diese Änderung soll per 1.1. 2010 in Kraft treten. 

Andreas Burckhardt, Markus Lehmann, Daniel Stolz, Sebastian Frehner, Christine Wirz-von Planta, 
Christophe Haller, Dieter Werthemann, Helmut Hersberger, Peter Bochsler, Christoph Wydler, Roland 
Vögtli, Patricia von Falkenstein, Remo Gallacchi, Urs Schweizer, Giovanni Nanni, Conradin Cramer, 
Annemarie Pfeifer-Eggenberger, André Weissen, Heiner Vischer, Bülent Pekerman, Rolf von Aarburg, 
Thomas Strahm, Claude-François Beranek, Thomas Mall, Roland Lindner, Bruno Jagher, Tobit 
Schäfer, Helen Schai-Zigerlig, Andreas Ungricht, Christine Locher-Hoch, Oskar Herzig, Eduard 
Rutschmann, Heinrich Ueberwasser, Felix Meier, Emmanuel Ullmann, Lukas Engelberger, Ernst 
Mutschler, Baschi Dürr, Aeneas Wanner, Christian Egeler, Oswald Inglin, Felix W. Eymann, Balz 
Herter, Toni Casagrande, Samuel Wyss, David Wüest-Rudin, Martina Bernasconi, Annemarie von 
Bidder, Andreas Albrecht, Christine Heuss, Alexander Gröflin, Rudolf Vogel, Ursula Kissling 
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b) Motion betreffend Berücksichtigung von energetischen Sanierungen bei der 
Beurteilung von Bauten und Anlagen 

09.5110.01 

 

Das baselstädtische Bau- und Planungsgesetz (BPG) beinhaltet eine generelle Ästhetik-Klausel, die wie folgt lautet: 
Bauten, Anlagen, Reklamen, Aufschriften und Bemalungen sind mit Bezug auf die Umgebung so zu gestalten, dass 
eine gute Gesamtwirkung entsteht (§ 58 Abs. 1 BPG). 

Der Vollzug dieser Regelung obliegt weitgehend der Stadtbildkommission. Die Stadtbildkommission ist eine ständige 
Kommission des Baudepartements, die administrativ beim Hochbau- und Planungsamt angesiedelt ist. Sie beurteilt 
Baubegehren, die ihr das Bauinspektorat unterbreitet im Sinne des Schutzes des Strassen-, Platz-, Städte-, 
Landschafts- und Aussichtsbildes. Das Bauinspektorat unterbreitet alle Baubegehren, die in der Stadt- oder Dorfbild-
Schutzzone und Stadt- oder Dorfbild -Schonzone gelegene oder in das Denkmalverzeichnis eingetragene Bauten 
oder Anlagen betreffen. Ausserhalb dieser Zonen ist die Stadtbildkommission zur Einsprache gegen Baubegehren 
berechtigt, wenn von seiner Ausführung erhebliche Verunstaltung des Strassen-, Platz-, Städte-, Landschafts- und 
Aussichtsbildes zu erwarten ist. Der Antrag der Kommission ist für das Bauinspektorat verbindlich und kann nicht von 
Dritten umgestossen werden. 

Der Regierungsrat hat sich die Erreichung der 2000-Watt-Gesellschaft im Politikplan 2009 -2012 als Ziel gesetzt. 
Gemäss Bundesamt für Energie besteht im Gebäudebereich ein enormes Potential zur Reduktion des 
Energieverbrauchs. Aus diesem Grund hat auch der Nationalrat kürzlich einer Teilzweckbindung der C02-Abgabe, 
welche für energetische Gebäudesanierungen eingesetzt werden soll, zugestimmt. 

In Basel werden Bestrebungen, Gebäude energetisch zu sanieren, immer wieder aus Gründen des Ortsbildschutzes 
verhindert oder erschwert. Es stellt sich die Frage, ob sich der Kanton eine solch restriktive Politik noch leisten kann, 
wenn er gleichzeitig das Ziel der 2000-Watt-Gesellschaft verfolgt. 

Die Unterzeichneten bitten daher den Regierungsrat, dem Grossen Rat eine Vorlage zur Änderung des Bau- und 
Planungsgesetzes (BPG) in dem Sinne vorzulegen, dass bei der Beurteilung der guten Gesamtwirkung im Sinne von 
§ 58 BPG den Bedürfnissen einer energiesparenden und nachhaltigen Bauweise gebührend Rechnung zu tragen ist. 

Mirjam Ballmer, Beat Jans, Jürg Stöcklin, Loretta Müller, Guido Vogel, David Wüest-Rudin, Christoph 
Wydler, Elisabeth Ackermann, Urs Müller-Walz, Christoph Haller, Heiner Vischer, 
Patrizia Bernasconi 

 

 

c) Motion betreffend Änderung ausländerfeindliches Verfahren bei 
Quellenbesteuerung 

09.5111.01 

 

Ausländerinnen und Ausländer, die nicht über eine Niederlassungsbewilligung verfügen, werden in unserem Kanton 
bezüglich ihres Einkommens an der Quelle besteuert, wenn die Bruttoeinkünfte CHF 120'000 nicht übersteigen. D.h. 
der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen bestimmten Prozentsatz (dieser steigt mit wachsendem Einkommen) des 
Bruttolohns zurückzubehalten und an den Fiskus zu überweisen. 

Häufig entspricht aber der quellenbesteuerte Bruttolohn nicht dem tatsächlich zu besteuernden Einkommen, da der 
Ausländer oder die Ausländerin Abzüge vom Einkommen vornehmen dürfen. Dies kann z.B. dann der Fall sein, wenn 
eine Unterhaltspflicht vorliegt oder ein Pensionskassen-Einkauf getätigt wurde. 

Da Quellenbesteuerte nun eben keine Steuererklärung einreichen, müssen sie in diesem Fall eine Tarifkorrektur 
beantragen. Während Schweizerinnen und Schweizer sowie Niedergelassene bis September kostenlos eine 
Erstreckung der Einreichung der Steuererklärung verlangen können, haben Quellenbesteuerte nur bis Ende März das 
Recht, eine Tarifkorrektur zu verlangen (§ 92 Abs. 6 Steuergesetz BS). Eine Fristerstreckung ist nicht möglich. 

Häufig erhalten die Quellenbesteuerten die Dokumente, welche ihnen darüber Aufschluss geben, welches ihr 
tatsächliches steuerbares Einkommen ist und unter welchen Steuersatz ihr Einkommen fällt, erst gegen Ende des 
Monats Januar. Sie haben dann noch zwei Monate Zeit, eine Tarifkorrektur zu beantragen. 

Die Motionäre sind der Meinung, dass die heutige Regelung nicht richtig ist. Ausländerinnen und Ausländer verfügen 
gerade zu Beginn ihres Aufenthalts in der Schweiz meistens nicht über detaillierte Kenntnisse über unser 
Steuersystem. Die Frist zur Einreichung eines Gesuchs um Tarifkorrektur ist deshalb zu kurz. Es drängt sich auf, die 
Gesetzeslage jener bei nicht Quellenbesteuerten anzupassen. 

Die Unterzeichnenden stellen dem Grossen Rat deshalb den Antrag, den Regierungsrat zu verpflichten, dem 
Parlament eine Änderung des Steuergesetzes zu unterbreiten, welche ermöglicht, dass Quellenbesteuerte ein 
Gesuch um Tarifkorrektur zwar nach wie vor bis Ende März einzureichen haben, die Frist aber kostenlos bis Ende 
September verlängerbar ist. 

Sebastian Frehner, Lukas Engelberger, Baschi Dürr, Urs Müller-Walz, Andreas Burckhardt, Heinrich 
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Ueberwasser, Tobit Schäfer, Mirjam Ballmer, Christophe Haller, Daniel Stolz, Felix Meier, Lorenz 
Nägelin, Ursula Kissling, Emmanuel Ullmann, Andreas Ungricht, Claude-François Beranek, Mustafa 
Atici, Roland Lindner, Helen Schai-Zigerlig, Alexander Gröflin, Markus Lehmann, Ernst Mutschler, 
Roland Vögtli, Bruno Jagher, Peter Bochsler, Tanja Soland, Toni Casagrande, Rudolf Vogel, Samuel 
Wyss, Helmut Hersberger, Remo Gallacchi, Urs Schweizer, Balz Herter, Christoph Wydler, Bülent 
Pekerman, Sabine Suter, Guido Vogel, Salome Hofer, Andreas Albrecht, Conradin Cramer, André 
Weissen, Franziska Reinhard, Aeneas Wanner, Dieter Werthemann, Anita Heer, Christine Wirz-von 
Planta, Heiner Vischer, Annemarie von Bidder, Christian Egeler, Giovanni Nanni, Francisca Schiess, 
Oswald Inglin, Annemarie Pfeifer-Eggenberger, Loretta Müller, Greta Schindler, Christine Heuss, Maria 
Berger-Coenen, Jürg Meyer, Martina Bernasconi, Felix W. Eymann, Sibylle Benz Hübner, Heidi Mück, 
Patricia von Falkenstein, Patrizia Bernasconi 

 

 

d) Motion betreffend Umstellung der Energieproduktion und des 
Energieverbrauchs im Kanton auf erneuerbare Energie und Realisierung der 
2000 Watt Gesellschaft 

09.5113.01 

 

Wer die Luftreinhaltung, die C02-Problematik und die wirtschaftlich wie gesellschaftlich folgenreiche Verknappung der 
fossilen nicht-erneuerbaren Energien ernst nimmt, muss in der kantonalen Umwelt-, Energie- und Wirtschaftspolitik 
alles daran setzen, mittel- bis langfristig von fossilen, nicht erneuerbaren Energieträgern wegzukommen und die Ziele 
der 2000 Watt Gesellschaft zu realisieren. Die Stadt Zürich hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2050 den Energieverbrauch 
von 6000 auf 2000 Watt pro Kopf zu senken und von diesen 2000 Watt 2/3 erneuerbar zu produzieren. Das Szenario 
IV des Bundesamts für Energie zeigt die Realisierung der 2000 Watt Gesellschaft auf und definiert entsprechende 
Etappen, z.B. eine Senkung des Verbrauchs bei fossilen Energieträgern um 48% bis 2035. 

Diese Ziele werden nur mit entsprechend griffigen Massnahmen umgesetzt werden können. 

Der Politikplan der Regierung sieht zwar das Ziel der 2000 Watt Gesellschaft vor und kündigt eine entsprechende 
Absenkstrategie an. Zugleich ist die Regierung aber der Meinung, dass der vorhandene Handlungsspielraum heute 
schon ausgeschöpft sei (Bericht betreffend Politikplan 2009-2012, Seite 7). Ein entsprechender Planungsanzug aus 
dem Jahr 2006 (Egeler und Konsorten) wurde mit Verweis auf Änderungen im Energiegesetz, Bau- und Planungs-
gesetz sowie IWB-Gesetz als erledigt betrachtet. 

Die Unterzeichnenden sind nicht dieser Meinung. Es ist weiterer Handlungsspielraum vorhanden oder zu 
erschliessen und ein entschlossenes Handeln notwendig. Was neben einer Absenkungsstrategie fehlt ist eine 
konkrete und verbindliche Gesamtplanung von Regulierungen und Massnahmen, welche die Realisierung der 2000 
Watt Gesellschaft und der damit verbundenen Umstellung von mindestens drei Vierteln der Energieproduktion und 
des Energieverbrauchs im Kanton auf erneuerbare Energie bis zu einem noch zu bestimmenden Zeitpunkt auch 
effektiv ermöglicht. Die Regierung soll sich festlegen, mit welchen Regulierungen und Massnahmen sie bis wann 
welche Zwischenziele der Verbrauchsreduktion sowie der Produktionssteigerung bei den erneuerbaren Energien 
erreicht und was sie tun wird, wenn die Zwischenziele nicht erreicht werden. In diese Planung sind die IWB als 
staatlicher Produzent und Vertreiber von 3/4 der in Basel genutzten Energie einzubinden. 

Die Regierung wird mit der Motion beauftragt, dem Grossen Rat einen Gesetzesvorschlag vorzulegen, der die 
Realisierung der 2000 Watt Gesellschaft und den damit verbundenen weitgehenden Verzicht auf fossile nicht-
erneuerbare Energieträger mit verbindlichen Fristen regelt. Die gesetzliche Regelung beinhaltet die Eckwerte der 
entsprechenden Planung mit Zwischenzielen bezüglich Termine wie auch Umfang und Art des Energieverbrauchs 
sowie die Einbindung der IWB, ebenso wie die periodische Information des Grossen Rates über die Details der 
Gesamtplanung und der Zielerreichung. 

David Wüest-Rudin, Aeneas Wanner, Dieter Werthemann, Martina Bernasconi, Bülent Pekerman, Urs 
Müller-Walz, Jürg Stöcklin, Markus Lehmann, Christian Egeler, Brigitte Heilbronner-Uehlinger, Helmut 
Hersberger, Patricia von Falkenstein, Emmanuel Ullmann, Mirjam Ballmer, Helen Schai-Zigerlig 

 

 

e) Motion betreffend Förderung des Wirtschaftsraumes Basel als 
Kompetenzzentrum für nachhaltiges Bauen und energetisches Sanieren 

09.5114.01 

 

Nachhaltige Umweltpolitik bietet wirtschaftliche Chancen. Der Wirtschaftsraum Basel belegt international eine 
Spitzenposition im Bereich Life Science. Die gegenwärtige Wirtschaftskrise zeigt, wie wichtig diese konjunkturell 
relativ stabile Branche für Basel ist. Mit dem Kompetenzzentrum für nachhaltiges Bauen und energetisches Sanieren 
(KOBES) soll aber ein zweiter zukunftsträchtiger Cluster gefördert werden. Eines der zentralen Themen des 21. 
Jahrhunderts wird die Sicherung der Energieversorgung und der Umstieg auf erneuerbare Energien sein. Schlüssel 
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zur Erreichung dieser Ziele liegt in der Verbesserung der Energieeffizienz durch nachhaltiges Bauen und 
energetisches Sanieren und beim Einsatz erneuerbarer Energien. Die Region Basel profiliert sich heute schon mit 
Spitzenleistungen in der Architektur. Zudem verfügt das Einzugsgebiet der Region Basel über beachtliches Know-
how in der Fachhochschule NW, dem Fraunhofer Institut in Freiburg im Breisgau, der Universität Freiburg i.Br. und 
der ETH Zürich. 

Mit verschiedenen Massnahmen soll die Ansiedelung von Know-how, Technologie, Unternehmen und Kapitalgebern 
gezielt gefördert werden, um im Wirtschaftsraum Basel ein Kompetenzzentrum von internationaler Bedeutung 
aufzubauen. Im Sinne einer Investition sind durch Bereitstellung umfangreicher Finanzmittel als Fördermassnahme 
anfänglich erhebliche Anstrengungen zu leisten, um eine Eigendynamik in Gang zu setzen. 

Zu fördernde Unternehmen und Institute sind in der Forschung und Entwicklung zur Steigerung der Energieeffizienz 
und dem Einsatz von erneuerbaren Energien tätig, oder arbeiten an der kommerziellen Umsetzung von Technologien 
zur Steigerung der Energieeffizienz und/oder zur Nutzung erneuerbaren Energien, oder bieten Dienstleistungen an, 
die im Zusammenhang mit nachhaltigem Bauen und energetischem Sanieren stehen. Eine Förderung auf allen drei 
Ebenen bewirkt eine gegenseitige Befruchtung. 

Das Konzept zur Förderung von nachhaltigem Bauen und energetischem Sanieren in der Region Basel soll also 
einerseits auf der finanziellen Unterstützung durch Gewährung von günstigem Fremdkapital für entsprechende 
Unternehmen beruhen, aber andererseits auch für diese und deren Investoren fiskalische Erleichterungen bieten. 
Von Subventionen ist abzusehen. Eine möglichst rasche Umsetzung ist wünschenswert, da die Zeit ein wichtiger 
Faktor im internationalen Wettbewerb ist. 

Zur Umsetzung soll der Kanton Basel-Stadt einen Fonds gründen, der die finanziellen Mittel zur Förderung bereit 
stellt. Dieser Fonds könnte aus 3-4 Jahresgewinnen der IWB finanziert werden. Der Fonds soll privatwirtschaftlich 
aufgrund eines kantonalen Leistungsauftrages geführt werden. Diese Organisation könnte z.B. eine neu zu 
gründende Tochtergesellschaft der IWB oder der BKB sein. 

Für mehr Details über das Konzept verweisen wir auf das Positionspapier "KOBES" auf der Website 
(www.bs.grunliberale.ch) oder auf die Unterlagen der Medienorientierung der Grünliberalen Basel-Stadt vom 21. April 
2008. 

Die Unterzeichnenden beauftragen den Regierungsrat, dem Grossen Rat einen Gesetzesvorschlag vorzulegen 

1. für einen Fonds im Sinne obiger Beschreibung mit Vermögen von CHF 50 bis 100 Millionen zur Förderung des 
Wirtschaftsraumes Basel als Kompetenzzentrum für nachhaltiges Bauen und energetisches Sanieren. 

2. für folgende steuerlichen Rahmenbedingungen : 

- Keine Unternehmenssteuern für neu gegründete, resp. neu zugezogene Unternehmen zum nachhaltigen 
Bauen und/oder energetischen Sanieren in den ersten 5 bis 10 Jahren. 

- Generell kommt für Unternehmen zum nachhaltigen Bauen und/oder energetischen Sanieren bis 
mindestens 2030 der halbe Unternehmenssteuersatz zur Anwendung. 

- Volle und zeitlich unbegrenzte steuerliche Abzugsfähigkeit allfälliger Verlustvorträge für Unternehmen zum 
nachhaltigen Bauen und/oder energetischen Sanieren. 

- Keine Kapitalgewinnsteuern für Investoren auf Anteile an Unternehmen zum nachhaltigen Bauen und/oder 
energetischen Sanieren. 

- Völlige Steuerfreistellung für Venture Capital Unternehmen, welche mehr als 50% ihrer Beteiligungen 
(gemessen am investierten Kapital) in Unternehmen zum nachhaltigen Bauen und/oder energetischen 
Sanieren der Region Basel halten. 

Dieter Werthemann, Martina Bernasconi, Bülent Pekerman, David Wüest-Rudin, Aeneas Wanner, 
Christophe Haller, Christine Wirz-von Planta, André Weissen, Felix W. Eymann, Balz Herter, Andreas 
Burckhardt, Roland Lindner, Heinrich Ueberwasser, Heiner Vischer 
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Anzüge 
 

 

a) Anzug betreffend Mobilitätsmanagement 09.5103.01 

 
Der Kanton Basel-Stadt beschäftigt knapp 17'000 Angestellte (Zahlen gem. Stat. Amt BS aus dem Jahre 2007). 
Diese Personen pendeln zu Fuss, mit dem Velo, dem ÖV oder mit dem Auto zwischen ihrem Wohnort und der 
Arbeitsstelle. 
Als Arbeitgeber, der sich zum Ziel gesetzt hat auf einen nachhaltigen Umgang mit den Ressourcen hinzuwirken 
(Stichwort 2000-Watt-Gesellschaft und klimaneutrale Verwaltung), würden es die Unterzeichnenden begrüssen, wenn 
der Kanton Basel-Stadt das Thema Mitarbeitermobilität thematisieren und zusammen mit den Mitarbeitenden ein 
Mobilitätsmanagement erstellen würde. 
Als positives Beispiel in dieser Richtung hat das Claraspital im vergangenen Jahr mit einer Arbeitsgruppe 
Anregungen und Massnahmen erarbeitet, welche die Mitarbeitenden unterstützt, ihre gewohnte Verkehrsmittelwahl 
für den Arbeitsweg zu überprüfen und gegebenenfalls auf gesundheitsfördernde und/oder umweltfreundliche 
Verkehrsmittel umzusteigen. Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten: 
- ob er bereit ist, zusammen mit den Kantonsangestellten das Thema Mitarbeitermobilität zu thematisieren 
- ob er das Ziel „Klimaneutrale Verwaltung" auch auf die Mobilität (Arbeits- und Dienstwege) seiner Mitarbeiter 

ausweiten kann 
- ob er mit adäquaten Massnahmen (Mobilitätsmanagement) einen Beitrag zur Gesundheitsförderung des 

Personals sowie zur Rücksichtsnahme auf die Umwelt bewirken kann 
- ob durch infrastrukturelle Verbesserungen (z.B. gedeckte abschliessbare Abstellplätze, Steckdosen für E-

Bikes usw.) oder durch eine Anpassung der Verordnung über die Dienstfahrten weitere Anreize zum 
Umsteigen geschaffen werden können 

- ob er ein Anreizsystem schaffen kann, dass die klimaneutralen Fortbewegungsarten (ÖV, zu Fuss, Velo) 
belohnt. 

Stephan Luethi-Brüderlin, Brigitte Heilbronner, Patrizia Bernasconi, Christoph Wydler, 
Helen Schai-Zigerlig, Urs Müller-Walz, Jörg Vitelli 

 

 

b) Anzug betreffend energetische Sanierung staatlicher Liegenschaften 09.5105.01 

 
Neben Massnahmen beim motorisierten Verkehr bringen Investitionen in die energietechnische Sanierung von 
Gebäuden die grössten Einsparungen bei den fossilen Energien und diese sind deshalb aus Gründen des 
Klimaschutzes besonders dringend. 
Für private Hausbesitzer hat der Kanton bereits zahlreiche Fördermassnahmen eingeführt. Neu gibt es seit 2008 für 
Private ein Förderprogramm für energetische Gebäudesanierungen, welches mit CHF 12'000'000 aus der 
Förderabgabe subventioniert wird. Die Basler Kantonalbank hat für dieses Gebäudesanierungsprogramm ein 
attraktives Hypothekarmodell geschaffen. Auch auf Bundesebene werden Gebäudesanierungsprogramme 
vorangetrieben und es ist geplant eine Teilzweckbindung der C02-Abgabe für energetische Gebäudesanierungen 
einzuführen. Auch im Rahmen der 2000-Watt-Gesellschaft werden Projekte im Bereich Bauen als wichtiger Teil zur 
Erreichung des Ziels erachtet. 
In einem Anzug wurde kürzlich darauf hingewiesen, dass auch bei den Liegenschaften des Finanzvermögens des 
Kantons BS grosser Handlungsbedarf bezüglich energietechnischer Sanierungen besteht. Im Finanzvermögen gibt 
es 240 Liegenschaften mit einem Marktwert von über CHF 600'000'000. 80% dieser Liegenschaften wurden vor 1979 
gebaut und die Höhe der werterhaltenden und wertvermehrenden Investitionen ist bereits sehr hoch. Durch die 
Überalterung des Immobilienbestandes wird der Sanierungsbedarf dieser Liegenschaften in den nächsten Jahren 
nochmals sehr stark zunehmen. Es sollte eine Selbstverständlichkeit sein, dass sich der Kanton bei der Sanierung 
seiner Liegenschaften an hohen energietechnischen Standards nach dem Grundsatz der „best current practice" 
orientiert. 
Der erwähnte Anzug wurde vom Grossen Rat nicht überwiesen, weil der Anzugsteller die Förderung energetischer 
Massnahmen bei den Liegenschaften im Finanzvermögen über den Verkaufeines Teils dieser Liegenschaften 
finanzieren wollte. Eine Strategie für die energetische Sanierung der Liegenschaften des Finanzvermögens nach dem 
Grundsatz der „best current practice" ist aber dringend notwendig, um den Verbrauch fossiler Energien möglichst 
einzuschränken. Die Unterzeichnenden bitten deshalb den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten: 
- Welchen Mehrjahresplan (2010 - 2020) für die energetische Sanierung der Liegenschaften des 
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Finanzvermögens der Kanton unter Berücksichtigung der unten genannten Punkte und Zielsetzungen verfolgt. 
- Welche Vorgaben notwendig sind, um sicherzustellen, dass Sanierungen bei den Liegenschaften des 

Finanzvermögens energetisch nach dem Grundsatz der „best current practice" erfolgen und welches 
Energieeinsparungspotential sich daraus ergibt. 

- Wie sich der Sanierungsbedarf bei den Liegenschaften des Finanzvermögens in den nächsten Jahren 
bezüglich der Zahl der zu sanierenden Liegenschaften und der Höhe der dafür notwendigen Investitionen 
entwickeln wird, wenn der oben genannte Grundsatz verfolgt wird. 

- Inwiefern es Sinn macht, energietechnische Sanierungen bei den Liegenschaften des Finanzvermögens 
beschleunigt umzusetzen, wenn dadurch der Verbrauch fossiler Energien eingeschränkt werden kann. 

- Bei wie vielen Liegenschaften ist aus energetischen Gründen ein Neubau, allenfalls in Verbindung mit einer 
Verdichtung, sinnvoller als eine Sanierung der bestehenden Gebäude? 

- Welche Massnahmen sind notwendig, um einerseits die Investitionen in energietechnische Sanierungen zu 
finanzieren und gleichzeitig sicherzustellen, dass die Förderung von vielfältigen, attraktiven und modernen 
Stadtwohnungen für die unterschiedlichen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch im mittleren 
Preissegment für Familien, nicht eingeschränkt wird. 

Mirjam Ballmer, Jürg Stöcklin, Patrizia Bernasconi, Beat Jans, Aeneas Wanner, Michael Wüthrich,  
Martin Lüchinger, Dieter Werthemann, Urs Schweizer, Christoph Wydler, Loretta Müller 

 

 

c) Anzug zur Finanzierung energetischer Sanierungen von staatlichen 
Liegenschaften 

09.5106.01 

 
Der Kanton hat die Absicht, mittels Förderbeiträgen die energetische Sanierung von Wohnliegenschaften zu fördern. 
Förderbeiträge wirken sich mildernd auf die Höhe der Mietzinserhöhungen aus. 
Bei der energetischen Sanierung der Liegenschaften im Finanzvermögen sieht die Situation jedoch anders aus: 
Immobilien Basel will Liegenschaften fortlaufend sanieren oder hat sie bereits saniert. Bei diesen Arbeiten geht es 
jedoch meistens nur um den Ersatz von Bädern und Küchen. Aus solchen „Sanierungen" folgt eine entsprechende 
Mietzinserhöhung. Energetische Sanierungen haben bisher kaum stattgefunden. 
Es stellt sich die Frage, wie staatliche Liegenschaften im Finanzvermögen energetisch saniert werden können, ohne 
dass diese Investitionen zu zusätzlichen Mietzinserhöhungen führen. 
Unserer Meinung nach bestehen dafür einige Finanzierungsmöglichkeiten. Zuerst sei das Energiegesetz erwähnt: Im 
Dezember 2008 hat der Grosse Rat das neue Energiegesetz verabschiedet. Nach diesem Gesetz könnten 
Förderbeiträge auch für energetische Sanierungen bei staatlichen Liegenschaften fliessen. Zweitens das 
Finanzvermögen: Immobilien Basel hat im Jahresbericht 2008 über ein beachtliches Jahr geschrieben. So beträgt die 
Netto Cash Flow Rendite 6.07%. Wenn man die Liegenschaften allein nimmt, dann beträgt die Netto Cash Flow 
Rendite sogar 6.6%. Die Brutto-Rendite beläuft sich auf ganze 7.6%, also ca. 3,6 % mehr als nach Mietrecht zulässig 
wäre! 
Um die eigene Performance zu vergleichen (Benchmark), benützt die Immobilien Basel den KGAST-Index. Dies ist 
laut Jahresbericht ein Index für den Total Return von Immobilienanlagestiftungen mit Direktanlagen in der Schweiz 
(Geschäfts- und Wohnliegenschaften). Dieser Index beträgt für das Jahr 2008 4.56 %. Der Total Return der Basler 
Immobilien beträgt insgesamt ganze 7.4%. Das ist wirklich eine überdurchschnittliche Leistung. 
Zusammengefasst lässt sich sagen: Die Performance der staatlichen Immobilien ist überdurchschnittlich, die Rendite 
sogar überhöht. Es ist Geld vorhanden. Mietzinssenkungen wären theoretisch denkbar. 
Wir bitten deshalb den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, wie ein Programm für energetische Sanierungen 
von staatlichen Liegenschaften im Finanzvermögen aussehen könnte, das durch das Finanzvermögen selbst, 
beziehungsweise einen Teil der Rendite und durch die Förderbeiträge finanziert wird. Es ist auch eine Finanzierung 
allein durch das Finanzvermögen denkbar. Dabei soll speziell darauf geachtet werden, dass wegen diesen Wert 
vermehrenden Investitionen in die Energieeffizienz von staatlichen Gebäuden, die (Miet-)Kosten nicht steigen. 

Patrizia Bernasconi, Guido Vogel, Mirjam Ballmer, Heinrich Ueberwasser, Heidi Mück, Beat Jans,  
Jürg Stöcklin, Aeneas Wanner, Jörg Vitelli, Jürg Meyer 

 

 

d) Anzug betreffend Attestlehre für Fahrradmechaniker/in und Motorrad-
mechaniker/in 

09.5107.01 

 
Das seit 2004 in Kraft stehende Berufbildungsgesetz schreibt vor, dass die dem BBG unterstehenden Berufe 
reformiert werden müssen. Im Rahmen dieser Reform hat der Schweizerische Fahrrad- und Motorradgewerbe-
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Verband (SFMGV) beschlossen seine Berufslehren zu straffen. Anstelle der 3 Lehren (Fahrradmechaniker, Fahrrad- 
und Kleinmotorradmechaniker sowie Motorradmechaniker) wird es jetzt gemäss Beschluss der 
Delegiertenversammlung des Verbands nur noch zwei Berufe geben nämlich: Fahrradmechaniker/in und 
Motorradmechaniker/in. Diese neuen Berufe starten ab 2012. 
Die 2-jährige Anlehre wird abgeschafft, eine Attestausbildung soll nicht angeboten werden obschon das eidg. 
Berufsbildungsgesetz (BBG) dies in Art. 17 und 18 vorsieht. Vor allem in der Nordwestschweiz wie auch im Raum 
Zürich ist die Anlehre sehr beliebt gibt sie doch theoretisch weniger begabten oder solchen mit geringer sprachlicher 
Kompetenz die Möglichkeit einen praktischen Beruf mit Abschluss zu erlernen. „Spätzünder" haben mit der 
Attestausbildung die Möglichkeit in einer weiteren Phase den ganzen Lehrabschluss zu absolvieren. In anderen 
Branchen wie KV oder Verkauf wurden die An- bzw. Attestlehren in den letzten Jahren bewusst gefördert. 
An einer Orientierung über die neuen Berufe in der Zweiradbranche wurde von den Verantwortlichen des 
Berufsverbandes erwähnt, dass es den Kantonen überlassen sei, künftig eine Attestlehre anzubieten. 
Die Unterzeichnenden bitten deshalb den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten: 
- ob die Möglichkeit besteht in Basel-Stadt/Basel-Land eine Attestausbildung in der Fahrrad-/Motorradbranche 

anzubieten 
- ob mit dem Branchenverband gesamtschweizerisch ein zweijährige Grundausbildung gemäss Art. 17 & 18 

BBG ausgearbeitet werden kann 
- ob er in der nationalen Vernehmlassung, die bei Kantonen, Verbänden und Institutionen stattfindet, darauf 

hinwirken kann, dass national eine Attestlehre angeboten wird. 
Jörg Vitelli, Maria Berger-Coenen, Urs Schweizer, Helen Schai-Zigerlig, Christoph Wydler,  
Annemarie Pfeifer, Urs Müller-Walz, Stephan Luethi-Brüderlin, Ursula Kissling-Rebholz, Beatrice Alder, 
Aeneas Wanner, Doris Gysin, Daniel Goepfert, Brigitta Gerber, Brigitte Heilbronner, Elisabeth 
Ackermann, Brigitte Hollinger, Dominique König-Lüdin, Michael Wüthrich, Tobit Schäfer 

 

 

e) Anzug betreffend Verbreiterung der Passerelle des Bahnhofs SBB zwecks 
Behebung der Kapazitätsengpässe 

09.5108.01 

 
Wer regelmässig in den Morgen- und Abendstunden, besonders aber während der nationalen und internationalen 
Messen, die Bahnhofspasserelle des Bahnhof SBB's nutzt, erlebt täglich ein nahezu panisches Gedränge. Nicht nur 
die Zu- und Abgangssituationen zur Passerelle sind nach wie vor ein regelmässiges Ärgernis für Pendelnde und 
BahnkundInnen, die in diesen Zeiten von Menschenmassen blockiert sind und ihre Anschlusszüge und Trams 
verpassen. Auch die Passerelle selbst genügt weder den Anforderungen der KundInnen, noch der Bevölkerung aus 
dem Gundeldingerquartier, die die Innenstadt oder die Trams zu Fuss auf direktem Wege erreichen wollen und den 
übrigen Baslerlnnen, die die Läden oder das Zentrum des Gundelis angehen möchten. 
Die Kapazitätsanforderungen und die Nutzergruppen wurden offensichtlich nicht richtig erhoben, dies war schon 
Gegenstand früherer Vorstösse. Zur Zeit lässt die SBB nun ihre Gebäulichkeiten architektonisch überarbeiten. Dies 
wäre für die Regierung erneut eine Gelegenheit das Gespräch mit der SBB zu suchen und diese zu bitten geeignete 
Massnahmen, resp. eine nachhaltige Lösung in Zusammenarbeit mit dem Kanton zu entwickeln und zu präsentieren - 
beispielsweise in der Verbreitung der Passerelle oder im Anbau einer offenen Brücke. So dass der Zu- und Übergang 
sowohl den räumlichen Anforderungen der Stadt (Zusammenführung der Quartiere), entsprechen würde als auch der 
grossen Zahl von NutzerInnen des Bahnverkehrs. Die Stadt könnte damit auch für Tourismus und 
Messebesucherinnen ein entsprechendes Ankommen gewährleisten. 
Die Regierung wird daher gebeten zu prüfen und zu berichten, welche Möglichkeiten zur Verbesserung der Situation 
bestünden und wie sie in Zusammenarbeit mit den SBB den Zugang zu den Zügen verbessern und die zentrale 
Verbindung für Fussgänger und Velofahrende von und zum Gundeldingerquartier realisieren könnte. 

Brigitta Gerber, Jörg Vitelli, Michael Wüthrich, Ursula Metzger Junco, Patrizia Bernasconi,  
Elisabeth Ackermann, Mustafa Atici, Sibylle Benz Hübner, Heinrich Ueberwasser,  
Thomas Grossenbacher, Christian Egeler, Beatrice Alder, Jürg Stöcklin, Guido Vogel, Daniel Goepfert, 
Baschi Dürr 

 

 

f) Anzug betreffend Abstellplätze und öffentliche Strom-Tankstellen für Elektro-
Zweiräder 

09.5115.01 

 
Eine Politik weg vom Erdöl und der Einschränkung von C02-Emissionen kann durch die Förderung des 
Langsamverkehrs und durch Elektro-Mobilität, d.h. den Ersatz von Benzinmotoren durch Elektromotoren, gefördert 
werden. Der begrenzte Strassenraum in der Stadt, Parkplatzmangel und höhere Treibstoffkosten machen in erster 
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Linie das Velo und den Fussverkehr, aber auch E-Bikes und Elektro-Roller zu einer sinnvollen Alternative. In letzter 
Zeit haben Pendler Elektro-Zweiräder als kostengünstiges, schnelles und bequemes Transportmittel entdeckt. Die 
Technik von Elektro-Fahrzeugen ist heute im Segment der Zweiräder ausgereift. Der Strombedarf eines E-Bikes ist 
lächerlich gering, eine „Tankfüllung", die 30 km weit reicht, kostet weniger als 10 Rappen. Auch E-Roller brauchen 
nur 6-7 kWh auf 100 Kilometer, weil der Elektromotor effizienter und der Energieverbrauch fünf Mal geringer ist als 
bei einem Benzinmotor. Roller mit Benzinmotoren produzieren zudem einen überproportionalen Anteil an Abgasen 
und Luftschadstoffen. 
Schon heute fördert der Kanton Elektro-Bikes durch eine Subvention beim Kauf. Hingegen gibt es in Basel nur ganz 
wenige Strom-Tankstellen, an welchen abgestellte Elektro-Zweiräder aufgetankt werden können. Sinn würde dies 
überall dort machen, wo Elektro-Zweiräder für länger als 1-2 Stunden parkiert werden, also an Bahnhöfen, in 
zentrumsnahen Parkhäusern, oder bei grösseren Arbeitgebern in der Stadt. Die geringe Verfügbarkeit von Strom-
Tankstellen behindert die Verbreitung der Elektro-Mobilität. 
Der Regierungsrat wird deshalb gebeten zu prüfen und zu berichten: 
- Wo in der Stadt Basel, insbesondere bei Bahnhöfen (SBB und S-Bahn), in zentrumsnahen Parkhäusern und 

bei grösseren Arbeitgebern, Abstellplätze für Elektro-Zweiräder (E-Bikes, E-Roller) eingerichtet werden 
können, welche die Möglichkeit bieten, während der Parkdauer Strom zu tanken. Die Einrichtung solcher 
Abstellplätze durch Private soll aus der Förderabgabe subventioniert werden. 

- Zu prüfen ist, ob die geringen Kosten des bezogenen Stroms aus der Förderabgabe subventioniert werden 
können. 

- Mit welchen zusätzlichen Massnahmen kann bei Pendlern das Umsteigen von Motorfahrzeugen auf Elektro-
Zweiräder gefördert kann. 

Jürg Stöcklin, Mirjam Ballmer, Martin Lüchinger, Brigitta Gerber, Heiner Vischer, 
David Wüest-Rudin, Dieter Werthemann, Loretta Müller, Christian Egeler, Jörg Vitelli 

 

 

g) Anzug zum gebührenfreien und unbefristeten Parkieren von Elektromobilen auf 
Allmendparkplätzen 

09.5116.01 

 
Elektromobile werden immer effizienter und kostengünstiger. So wird nächstes Jahr eine grosse Japanische 
Fahrzeugmarke in der Schweiz erstmals ein in Serie hergestelltes Fahrzeug anbieten, das eine Reichweite von 150 
km und eine Betriebskostenersparnis von bis zu 85% gegenüber vergleichbaren Modellen mit konventionellem 
Antrieb aufweist. Die IWB und die Post planen den Einsatz solcher Fahrzeuge in einem Pilotversuch und werden 
auch öffentlich benutzbare Ladestellen einrichten. Zudem steht die EU kurz vor der Verabschiedung von Richtlinien, 
die eine flächendeckende normgerechte Aufladung von Elektrofahrzeugen gewährleistet. 
In Basel werden Elektromobile mit 20% weniger als Benzinfahrzeuge besteuert und es ist denkbar, dass sich der 
Steuersatz ab 2011 nach der Erarbeitung neuer Richtlinien des Bundes weiter reduzieren wird. Um die Attraktivität 
solcher Fahrzeuge weiter zu steigern sind aber auch andere Anreize denkbar: So können in London Elektromobile 
(bei absoluter Steuerfreiheit) schon seit einigen Jahren gebührenfrei und unbefristet auf öffentlichen Parkplätzen 
parkieren. 
Im Rahmen der neuen Parkraumbewirtschaftung Basel könnte das unentgeltliche und unbefristete Parkieren von 
Elektromobilen auf Allmendparkplätzen eine grosse Attraktivitätssteigerung zum Kauf eines solchen 
umweltschonenden Fahrzeuges führen und den CO2-Ausstoss der Fahrzeuge weiter verringern. 
Die Anzugssteller bitten deshalb den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten  
- ob er auch der Meinung ist, dass eine Attraktivitätssteigerung für den Kauf eines Elektromobiles zu einer 

weiteren Reduktion des C02-Ausstosses in Basel führen wird 
- ob Elektromobile auf den Allmendparkplätzen in der blauen Zone, in der weissen Zone mit Zeitbeschränkung, 

auf gebührenpflichtigen Parkplätzen in der weissen Zone sowie auf den Kantonsstrassen in Riehen und 
Bettingen unbefristet und gebührenfrei parkiert werden können 

- ob weitere Massnahmen zur Attraktivitätssteigerung für den Kauf von Elektromobilen geplant sind. 
Heiner Vischer, Christian Egeler, Andreas Burckhardt, Peter Bochsler, David Wüest-Rudin, Loretta 
Müller, Mirjam Ballmer, Jürg Stöcklin, Maria Berger-Coenen, Dieter Werthemann, Ernst Mutschler,  
Eveline Rommerskirchen, Andreas C. Albrecht, Christine Wirz-von Planta, Michael Wüthrich,  
Esther Weber Lehner, Patricia von Falkenstein, Guido Vogel, Conradin Cramer, Thomas Strahm,  
Heinrich Ueberwasser, Sibel Arslan, Christoph Wydler, Annemarie Pfeifer, Daniel Stolz, Tobit Schäfer, 
Beat Jans, Stephan Luethi-Brüderlin, Brigitte Heilbronner, Christophe Haller, Lukas Engelberger,  
Brigitta Gerber, Beatrice Alder, Claude François Beranek, Sibylle Benz Hübner, Ursula Metzger Junco, 
Aeneas Wanner, Markus Lehmann 

 



  
Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 
 
Anhang zum Protokoll 11. Sitzung, Amtsjahr 2009 / 2010 6. Mai 2009 - Seite 26 

 
 
 

 

h) Anzug betreffend Tempo 30 in der Solothurnerstrasse und Velo-Gegenverkehr 
ab Dornacherstrasse 

09.5117.01 

 
Im Gundeldingerquartier wurde in den querliegenden Quartierstrassen Tempo 30 umgesetzt. Einzig in der 
Solothurnerstrasse und in der Thiersteinerallee gilt Tempo 50. Die Thiersteinerallee hat das Tram und ist der 
Hauptzugang zum Bruderholz. Die Solothurnerstrasse hingegen hat Quartierstrassen-Charakter. Mit Änderung der 
Vortrittsregelung bei der Einmündung Meret Oppenheimer-Strasse wurde die Solothurnerstrasse in ihrer 
verkehrlichen Bedeutung zurückgestuft. Verstärkt wurde die Herabstufung ausserdem mit den durchgezogenen 
Trottoirs bei der Einmündung Güterstrasse. Es besteht daher kein Anlass mehr, Tempo 50 km/h in der 
Solothurnerstrasse beizubehalten. Vielmehr soll die Solothurnerstrasse wie die anderen quer laufenden 
Quartierstrassen behandelt werden. Dies würde ihrem Charakter auch besser entsprechen, denn beide 
Strassenseiten sind von Wohnhäusern, zum Teil moderne Wohnblöcke, zum Teil schöne Ein- bis Zweifamilienhäuser 
in gut erhaltener, alter Bausubstanz, dicht gesäumt. In der parallel verlaufenden Sempacherstrasse, die eine 
Zufahrtsfunktion zum Unteren Batterieweg Richtung Bruderholz hat, wurde vor Jahren schon Tempo 30 signalisiert. 
Zwischen Dornacherstrasse und Gundeldingerstrasse ist die Solothurnerstrasse eine Einbahnstrasse. Begehren nach 
Einführung für Velo-Gegenverkehr wurden immer wieder abgelehnt mit dem Argument, die Anpassung der 
Lichtsignalanlage bei der Dornacherstrasse sei zu teuer und den Velofahrenden sei daher ein Umweg zuzumuten. 
Eine solche Argumentation vernachlässigt wesentliche Bedürfnisse. So sind zum Beispiel am Winkelriedplatz und an 
der Solothurnerstrasse verschiedene Institutionen (z.B. Spitex) untergebracht, deren Mitarbeitende grösstenteils das 
Velo benützen. Die Solothurnerstrasse ist zudem die direkte Veloverbindung vom Bahnhof via Peter Merian-Brücke in 
den Quartiersteil südlich der Gundeldingerstrasse (Gebiet Röschenzerstrasse). Der Bedarf für die Öffnung der 
Solothurnerstrasse für den Velo-Gegenverkehr ist daher ausgewiesen. Eine Öffnung für den Velogegenverkehr und 
eine Gleichbehandlung der Solothurnerstrasse mit den anderen quer laufenden Quartierstrassen in Bezug auf die 
Tempolimite sind von grosser Bedeutung. 
Die Unterzeichnenden bitten deshalb die Regierung zu prüfen und zu berichten: 
- ob in der Solothurnerstrasse, von der Höhe Meret Oppenheimer-Strasse bis zur Gundeldingerstrasse Tempo 

30 eingeführt werden kann. 
- ob im Abschnitt Dornacherstrasse - Gundeldingerstrasse der Velo-Gegenverkehr eingeführt werden kann. 

Sibylle Benz Hübner, Jörg Vitelli, Elisabeth Ackermann, Christoph Wydler, Oswald Inglin, Brigitta 
Gerber, Michael Wüthrich, Mehmet Turan, Dominique König-Lüdin, Ursula Metzger Junco, Jürg Meyer, 
Helen Schai-Zigerlig, Aeneas Wanner, David Wüest-Rudin  

 

 

 

Interpellationen 
 

 

a) Interpellation Nr. 22 zu Massakern an öffentlichen Schulen 09.5101.01 

 
Es gibt immer wieder schwere Massaker an den öffentlichen Schulen. Die Täter sind in der Regel männliche, 
unauffällige junge Menschen. Sie haben aus ihrer Wut heraus das Ziel, viele ungeschützte Schüler, Schülerinnen und 
Lehrpersonen umzubringen, weil sie mit der Schule schlechte Erfahrungen hatten. Wir müssen uns um die Sicherheit 
der Basler Schulen Gedanken machen, um die Sicherheit der Kinder und Lehrpersonen zu verbessern. 
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
- Haben wir Sicherheitsmassnahmen gegen solche Täter, wenn ja, welche? 
- Welche pädagogische präventive Methode setzt die Schule ein, damit man solche jungen Schüler vor ihren 

Taten feststellen und diese verhindern kann? 
- Wie bereitet man die Lehrpersonen für diese Notfälle vor? 
- Wie informiert man die Kinder und deren Eltern? 
- Ist die heutige Aufsichtsarbeit der Lehrpersonen in den Schulen ausreichend für die Sicherheit der Schule? 

Atilla Toptas 
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b) Interpellation Nr. 23 betreffend St. Jakobs-Denkmal 09.5102.01 

 
Vor- und während der Uhren- und Schmuck-Messe „Basel World“ hat der Kanton Basel-Stadt alles unternommen, um 
unsere Stadt Basel im richtigen Licht zu präsentieren. Neben der Beflaggung von Fahrleitungen des öffentlichen 
Verkehrs wurden auch weitere Massnahmen getroffen, die allesamt grundsätzlich zu begrüssen sind. 
Von diesen Massnahmen wurde das St. Jakobs-Denkmal aber verschont. Das Denkmal ist weiterhin in einem 
desolaten Zustand. Die Figuren sind schwarz statt weiss, da das Denkmal wahrscheinlich seit vielen Jahren nicht 
mehr gereinigt wurde. Dies verleitet die Kundschaft des Sommercasinos zu weiteren Verschmutzungen und Littering 
rund um das von Ferdinand Schlöth erbaute Schlachtdenkmal. Die Anwohner und Passanten wären dankbar, wenn 
das Denkmal und seine Umgebung gelegentlich gereinigt würden. 
Der Kanton Basel-Stadt vernachlässigt offensichtlich die Restauration des St. Jakobs-Denkmals. Deshalb bitte ich 
den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen:  
1. Welche Behörde ist für den Zustand des St. Jakobs-Denkmals verantwortlich?  
2. Sind Mittel für die Restaurierung für das Jahr 2009 budgetiert worden? 

a) Falls nein, warum kommt die Behörde ihrer Aufgabe nicht nach? 
3. Bis wann kann das St. Jakobs-Denkmal restauriert werden?  
4. Welche Massnahmen gedenkt der Regierungsrat zu ergreifen, um Verschandlungen und Verschmutzungen 

von Denk- und Mahnmalen im öffentlichen Raum zu verhindern?  
Alexander Gröflin 

 
 

c) Interpellation Nr. 24 betreffend 100 neue Stellen für behinderte Menschen ! 09.5121.01 
 
Ende März wurde auf Initiative des Basler Kultursenders "Radio X" unter dem Titel "Die Charta - Berufschancen für 
Menschen mit einer Behinderung" ein Projekt lanciert, das in den nächsten drei Jahren in unserer Region 100 
zusätzliche Stellen für Menschen mit einer Behinderung schaffen soll. Zu den Erstunterzeichnern dieser Charta 
gehören die beiden Basel und die Wirtschaftsverbände der Region. Namens des Kantons Basel-Stadt wurde die 
Charta von Herrn Regierungsrat Christoph Brutschin unterzeichnet. 
Dass unser Kanton diese Initiative als Erst-Unterzeichner unterstützt, ist zu begrüssen.  
Aus Erfahrung wissen wir aber, dass im Rahmen solcher Initiativen sehr viele löbliche Worte fallen und schöne 
Absichtserklärungen abgegeben werden, in der Folge aber die konkreten Taten leider ausbleiben respektive die 
Umsetzung nicht in ausreichendem Masse erfolgt.  
Aus diesem Grunde bitte ich den Regierungsrat um die schriftliche Beantwortung nachstehender Fragen: 
1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Beschäftigungssituation behinderter Menschen im Kanton Basel-Stadt? 
2. Wieviele behinderte Menschen werden in der kantonalen Verwaltung beschäftigt, und um wie viele Prozente 

handelt es sich, gemessen am Gesamtpersonalbestand des Kantons? 
3. In welchen Bereichen beschäftigt der Kanton Menschen mit einer Behinderung?  
4. Um was für Behinderungen handelt es sich? 
5. Welche Erfahrungen hat der Kanton als Arbeitgeber mit behinderten Mitarbeitenden bislang gemacht? 
6. Wie will der Kanton Basel-Stadt als Erst-Unterzeichner der "Charta" konkret zur Erfüllung des Zieles (100 

neue Stellen für Behinderte in den nächsten drei Jahren) beitragen? Bestehen allenfalls quantitative Ziele für 
die kantonale Verwaltung? 

7. Kann sich der Kanton auch Anreizsysteme vorstellen - zum Beispiel in steuerlicher Hinsicht oder in Form 
zeitlich limitierter Lohnkosten-Beteiligungen - um die Schaffung von Behinderten-Arbeitsplätzen in der 
Wirtschaft nachhaltig zu fördern? 

André Weissen 
 
 

d) Interpellation Nr. 25 für ein behindertengerechtes, rollstuhlfreundliches Basel 09.5122.01 
 
Wer mit einer Mobilitätsbehinderung im Kanton Basel-Stadt im öffentlichen Raum und in öffentlichen Verkehrsmitteln 
unterwegs ist, stösst auf viele Hindernisse. Oft sind diese nur mit fremder Hilfe überwindbar. Dies schränkt die 
Chancen einer selbständigen Lebensgestaltung, unter anderem auch im Hinblick auf die Berufstätigkeit, wesentlich 
ein. 
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Unbestritten ist, dass im Bereich der Fussgängerübergänge und Zugänge die Trottoir-Randabschlüsse auf 3 cm 
Höhe abgesenkt werden müssen. Als problematisch erweisen sich dagegen die aufgepflästerten Rampen, auch wenn 
sie nur als Provisorium gelten. Ins Gewicht fällt vor allem der Einwand, dass Rollstuhlfahrende ohne Begleitung beim 
Bewältigen solcher Rampen kippen können. 
Glücklicherweise hat der Grosse Rat in der Sitzung vom 22. April 2009 die Budgetpostulate von Beat Jans von 10 
Mio. Franken zum konjunkturbedingten Vorziehen von Investitionen und von Tino Krattiger von 7,5 Mio Franken zur 
Erhöhung des Budgets für Planung und Unterhalt bewilligt. Dies bringt neue Chancen, um mit Hilfe von 
Konjunkturmassnahmen mit Beschleunigung auf bestehende, unhaltbare soziale Mängel zu reagieren. Leider besteht 
aber mit diesen Beschlüssen noch kein verbindlicher Auftrag, dies auch zur möglichst schnellen Verbesserung der 
Behindertengerechtigkeit zu nutzen. In diesem Sinne stelle ich dem Regierungsrat folgende Fragen: 
1. Welche Schritte sieht jetzt der Regierungsrat vor, um die erforderlichen Trottoirabsenkungen möglichst schnell 

mit Hilfe der Konjunkturbeschlüsse durchzuführen? 
2. Ist er bereit, hierzu ein Netz durchgehender Verbindungswege zur Erreichbarkeit aller wichtigen Orte erstellen 

zu lassen? 
3. Können nicht auch vermehrte Wohnstrassen und vergrösserte Tempo 30-Zonen mit realen 

Tempohindernissen mithelfen, die Behindertengängigkeit in den Wohnquartieren zu verbessern? 
4. Welche Schritte plant der Regierungsrat im Bereich der konjunkturpolitischen Massnahmen, um den 

Bedürfnissen weiterer Behindertengruppen wie Hör- und Sehbehinderte zu entsprechen? 
5. Können zur Förderung der Behindertengerechtigkeit auch ähnliche Förderprogramme erarbeitet werden, wie 

sie heute zur energetischen Sanierung von Gebäuden bereits bestehen? Wie lassen sich Anliegen der 
Behindertengerechtigkeit in die bereits in Ausarbeitung befindlichen energetischen Sanierungsprogramme 
einbeziehen? 

Jürg Meyer  
 
 

e) Interpellation Nr. 26 betreffend Erhalt der Poststellen im Gebiet des Kantons 
Basel-Stadt 

09.5123.01 

 
Mitte April ist bekannt geworden, dass die Post an zahlreichen Standorten weitere Filialen ihres Geschäftsnetzes zu 
schliessen plant. Bereits in den vergangenen Jahren hat ein Abbau von postalischen Grundleistungen an einzelnen 
Standorten stattgefunden. So können in der Poststelle Bruderholz beispielsweise keine Einzahlungen mehr getätigt 
werden. Nun soll die Poststelle Bruderholz ganz aufgehoben werden, des Weiteren sind im Kanton Basel-Stadt die 
Filialen Luzernerring und Bettingen von einer Schliessung bedroht. Die Post begründet ihre 
Schliessungsankündigung mit stetiger Abnahme des Kundenverkehrs. Den Sparbemühungen der Post steht aber 
entgegen, dass die Post als öffentlich-rechtliches Unternehmen einen Service-public-Auftrag zur Erbringung 
postalischer Grundleistungen hat. In Wohngebieten wie beispielsweise dem Bruderholz gibt es zahlreiche betagte 
Menschen sowie Familien mit kleinen Kindern. Es ist für diese wichtig, eine Poststelle zur Nutzung alltäglicher 
postalischer Dienstleistungen in der Nähe zu haben. Die Poststelle muss zu Fuss erreichbar sein. Es darf nicht sein, 
dass man mehrere Tramstationen fahren muss, um einen eingeschriebenen Brief abzuholen.  
Angesichts der aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise mit rasant steigenden Arbeitslosenzahlen trägt die Post als 
öffentlich-rechtliches Unternehmen zudem eine besondere Verantwortung gegenüber ihren Mitarbeitenden. 
Ich bitte die Regierung daher, mir die folgenden Fragen zu beantworten: 
1. Will sich die Regierung bei der Post dafür einsetzen, dass alle Standorte auf Kantonsgebiet erhalten bleiben? 
2. Welche Distanz zur Erreichung der nächstgelegenen Poststelle ist nach Ansicht der Regierung zumutbar? 
3. Wird angestrebt, dass möglichst bald an allen Standorten der Postfilialen das gesamte Angebot der 

postalischen Grundversorgung, einschliesslich der Möglichkeit von Einzahlungen und Überweisungen, in 
Anspruch genommen werden kann? 

4. Hat die Post in entsprechenden Gesprächen gegenüber dem Kanton Handlungsbereitschaft gezeigt? 
5. Bemüht sich die Regierung, zu entsprechenden Gesprächen Vertreterinnen und Vertreter der Quartiervereine 

und der im Quartier ansässigen Gewerbebetreibenden beizuziehen? 
6. Muss nach Einschätzung der Regierung im Falle der Schliessung von Postfilialen mit Entlassungen von Post-

Mitarbeitenden gerechnet werden? 
7. Auf welche Weise gedenkt die Regierung im Falle drohender Entlassungen die Post an ihre soziale 

Verantwortung als Arbeitgeberin zu erinnern? 
Sibylle Benz Hübner 
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f) Interpellation Nr. 27 betreffend Sanierung Tinguely-Brunnen 09.5124.01 
 
Vom 26. April bis 27. September 2009 findet in Basel die Vincent Van Gogh-Ausstellung statt. Eine Ausstellung, die 
weltweit auf grosses Echo stossen wird. Das Kunstmuseum rechnet mit ca 500'000 Besucherinnen und Besuchern. 
Viele dieser Besucherinnen und Besucher werden sicher noch die Gelegenheit ergreifen, sich unsere Stadt 
anzusehen. Nur werden sie im Zeitraum vom 27. April bis 20. Mai eine von vielen Sehenswürdigkeiten auf die wir so 
stolz sind, nicht besichtigen können: den Tinguely-Brunnen. Denn just in diesem Zeitraum wird dieser Brunnen - 
gemäss einer Medienmitteilung der IWB vom 24. April 2009 - wegen Sanierungsarbeiten abgestellt. Natürlich sind 
das "nur" rund drei Wochen, wo der Tinguely-Brunnen sich nicht in seiner vollen Pracht präsentieren kann, aber was 
sind das für drei Wochen!! 
Ich möchte darum fragen: 
1. Warum saniert die IWB ausgerechnet im April/Mai 2009 den Fasnachtsbrunnen? 
2. Sind die Arbeiten so dringlich, dass damit nicht bis zum Ende der Vincent Van Gogh-Ausstellung gewartet 

werden konnte? 
3. Wusste die IWB nichts von der Van Gogh-Ausstellung? 
4. Ist der IWB bewusst, was für eine bedeutende Ausstellung in Basel stattfindet und dass unsere Stadt die 

nächsten Monate im internationalen Rampenlicht stehen wird? 
Brigitte Heilbronner-Uehlinger 

 
 

g) Interpellation Nr. 28 betreffend der Zukunft des Gleichstellungsbüros aufgrund 
der Zusammenlegung aller drei Gleichstellungs-Fachstellen in eine Abteilung 

09.5125.01 

 
Auf den 1.1.2009 wurden im Präsidialdepartement das Gleichstellungsbüro und der Behinderten-
Gleichstellungsbeauftragte in einer neuen Abteilung zusammengefasst. 
Im Anschluss an die Wahl von Thomas Kessler zum Leiter der Kantons- und Stadtentwicklung am 11.11.2008 
beschloss der Regierungsrat, die Fachstelle Integration per 1.1.2009 ebenfalls in diese neue Abteilung im 
Präsidialdepartement zu transferieren, so dass eine übergreifende Abteilung „Gleichstellung und Integration“ 
geschaffen werden konnte. 
Anlässlich der Vorstellung des Präsidialdepartements und seiner wichtigsten „Köpfe“ in der Basler Zeitung anfangs 
April 2009 fällt auf, dass weder das Gleichstellungsbüro noch das Thema Gleichstellung von Mann und Frau erwähnt 
werden. 
Die Tatsache, dass im Präsidialdepartement immer mehr von „Diversity“ gesprochen wird, von Vernetzung und 
Zusammenführung der 3 Gleichstellungsfachstellen (Behinderte, Geschlechter und MigrantInnen) in eine 
übergreifende Abteilung „Gleichstellung und Integration“ ist beunruhigend. Es besteht die Gefahr, dass die einzelnen 
Fachstellen und Fachbereiche unsichtbar und / oder vermengt werden.  
Das Thema der Gleichstellung von Mann und Frau ist nach wie vor wichtig und darf nicht in Vergessenheit geraten. 
Im Alltag ist eine Gleichstellung der Geschlechter noch lange nicht erreicht (Bsp. Berufswahl, Lohnvergleiche). Die 
Zukunft des Gleichstellungsbüros und dessen Positionierung im Präsidialdepartement als Teil der 
themenübergreifenden Fachstelle ist bis heute ungewiss und unklar. 
Trotz der Wahl der fachlich unbestrittenen neuen Leiterin der übergreifenden Fachstelle, welche ihre Arbeit im 
September aufnehmen wird, stehen einige grundsätzliche Fragen im Raum, die Klärung bedürfen. 
Ich bitte den Regierungsrat daher, Stellung zu folgenden Fragen zu nehmen: 
1. Ist die Regierung der Ansicht, dass die Gleichstellung von Mann und Frau weiterhin ein wichtiges Thema 

bleiben soll und auch von der Bevölkerung als wichtiges Anliegen der Regierung wahrgenommen werden 
muss? Falls ja, wie will sie sicherstellen, dass das Thema der Gleichstellung von Frau und Mann in der 
Öffentlichkeit präsent bleibt, welche Strategie verfolgt die Regierung? 

2. Ist die Regierung der Ansicht, dass das Gleichstellungsbüro über wertvolles fachspezifisches Know-how 
verfügt, welches weiterhin in die Arbeit der Verwaltung und der Regierung einfliessen soll? Wie kann und soll 
dieses Fachwissen in Zukunft genutzt werden? 

3. Das Gleichstellungsbüro und die Fachstelle Integration waren bis Ende 2008 direkt dem Vorsteher ihres 
jeweiligen Departements unterstellt, was für die effektive Wirkung dieser Querschnittsthemen unabdingbar ist 
und sich auch bewährt hat. Wird mit dem neuen Modell die Direktunterstellung unter den 
Regierungspräsidenten gewährleistet?  

4. Verfügt das Gleichstellungsbüro auch weiterhin über ein eigenes Budget, über welches es unabhängig von 
den beiden Teilbereichen Integration und Behinderte verfügen kann? Ist sichergestellt, dass die Fachstelle 
Gleichstellung von Mann und Frau weiterhin mind. das bisherige Budget zur Verfügung hat? Sind 
Einsparungen im Bereich des Gleichstellungsbüros für die Zukunft geplant? Wenn ja, welche? 
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5. Bereits Im Radio-Interview vom 28.11.2008 von Thomas Kessler hiess es, Basel brauche keinen 
Integrationsdelegierten mehr. Es wurde auch davon gesprochen, neben der Integrationskommission auch den 
Frauenrat aufzulösen.  
a) Besteht das Ansinnen, den Frauenrat aufzulösen? Falls ja: Wann und weshalb? Wie gedenkt die 

Regierung die Nachhaltigkeit des grossen Know-hows des Frauenrats zu sichern?  
b) Besteht das Ansinnen, die Integrationskommission aufzulösen? Falls ja: Wann und weshalb? Wie 

gedenkt die Regierung die Nachhaltigkeit und das grosse Know-how der Integrationskommission zu 
sichern? 

6. In Zusammenhang mit der Umstrukturierung der Fachstellen Gleichstellung wird immer wieder der Begriff 
„Diversity“ benützt. Unter Diversity“ wird im Allgemeinen die Disziplin verstanden, welche sich mit den 
Phänomenen der Vielfalt und Verschiedenartigkeit von Menschen beschäftigt. Im Gegensatz dazu bedeutet 
Gleichstellung mehr als das Tolerieren beider Geschlechter. Es ist ein aktives Umgestalten der 
Rahmenbedingungen mit dem Ziel, dass beide Geschlechter darin ihren Platz finden und dass das 
Arbeitsleben mit dem Familien- und Privatleben gut vereinbar wird. 
Was genau versteht der Regierungsrat unter dem Begriff „Diversity“ in Zusammenhang mit der Zukunft des 
Gleichstellungsbüros? Sind aus Sicht des Regierungsrates die beiden Stossrichtungen, Diversity und 
Gleichstellung, vereinbar? Wenn ja, wie soll sich das im konkreten äussern? Wenn nein, wie kann 
sichergestellt werden, dass die aktive Rolle, die das Gleichstellungsbüro innehat, weiterhin gewährleistet 
werden kann in den neuen Leitungsstrukturen? 

Ursula Metzger Junco P. 
 
 

h) Interpellation Nr. 29 betreffend Sicherheitsaspekte durch bauliche Mängel an 
dem OS-SH Brunnmatt 

09.5126.01 

 
In den letzten Jahren wurde der Bedeutung einer Schule als Lern- und Lebensraum zu Recht mehr und mehr 
Beachtung geschenkt. Die Qualität des Unterrichts und somit der Lernerfolg hängen auch stark davon ab, in welchem 
Zustand sich dieser Lebensraum, also z.B. die Gebäudesubstanz, befindet. 
Nach einer Sicherheits- und Mängelbegehung aller 13 OS-Schulhäuser (OS-SH) im Februar 2009 mit 
BV/MV/SHL/SHW und RHB haben sich bei etlichen OS-SH gravierende Mängel gezeigt. Zum Teil handelt es sich um 
Langzeitschäden. 
Ich möchte in meiner Interpellation bezüglich des Umgangs mit Anliegen der verschiedenen SHL als Beispiel auf ein 
Schulhaus näher eingehen. Es handelt sich um das OS-SH Brunnmatt, das sich seit längerer Zeit in einem desolaten 
Zustand befindet. Mein Anliegen ist es, dass alle 13 OS-SH (insbesondere das Brunnmatt-Schulhaus wieder) zu 
Orten werden, die sicher, sauber und lebenswert sind; verbringen doch Schüler/innen und Lehrpersonen einen nicht 
unerheblichen Teil ihrer Tageszeit an diesem Ort. 
Ich spreche in meiner Interpellation von Langzeitschäden, die dem ED schon seit längerer Zeit bekannt sind. Wie die 
weiteren Ausführungen zeigen werden, herrscht beim OS-SH Brunnmatt ein erheblicher Rückstand, was die 
Erhaltung der Bausubstanz, die Sicherheit und die Hygiene betrifft. Gemessen an dem Nutzungspotenzial ist es 
bedenklich, dass sich beim ED niemand dafür zuständig und verantwortlich fühlt! 
Am 28. Nov 2008 schrieb Frau Irmtraus Eis, die SHL der OS Brunnmatt, einen Brief. Empfänger: Stephan Hug, Leiter 
Raum und Anlagen, ED. Die SHL Brunnmatt hat nie eine Antwort erhalten, nicht einmal eine Empfangsbestätigung. 
Auch nicht an der Bausitzung anfangs Februar 2009. 
Ich erlaube mir, der Regierung zwei Forderungen und Beweggründe aus dem Brief vom 28. Nov. 2008 zu 
unterbreiten (Diese Forderungen sind nur ein Teil der aufgelisteten Langzeitmängel). 
Das OS-SH Brunnmatt wurde anfangs der 60er-Jahre gebaut. Um den Wert eines Bauwerkes zu erhalten, braucht es 
Investitionen. Die SHL Brunnmatt stellt nicht in Abrede, dass auch am Standort Brunnmatt in der Vergangenheit 
erhebliche Investitionen getätigt wurden; Sie stellt aber fest, dass das Gebäude in den letzten 10 Jahren keine 
substanziellen Investitionen erfuhr. Dabei geht es nicht um wertvermehrende Investitionen; vielmehr geht es darum, 
erhaltende Massnahmen einzufordern. 
Neben vielen anderen Massnahmen sehe ich im Augenblick dringenden Handlungsbedarf auf folgenden Ebenen; 
1.  Sicherheitssituation in der Aula 
Die SHL hat mehrfach auf sicherheitstechnische Mängel in der Aula aufmerksam gemacht. Die Aula hat ein 
Fassungsvermögen von ca. 200 Personen. Der verwinkelte Zugang sowie der verhältnismässig enge Ein- und 
Ausgang stellen ein erhebliches Sicherheitsrisiko dar. Dies haben wir bei zuständigen Stellen bereits mehrfach 
deponiert (u.a. Feuerpolizei, Sicherheitsbeauftragte). Zudem ist die Lüftung vor Jahren abgehängt worden, da das 
Aggregat nicht mehr funktionierte. Eine mechanische Lüftung mittels Öffnen der Fenster vermag bei gut besuchter 
Veranstaltung den Frischluftbedarf nicht zu kompensieren. Zudem: Muss der Raum verdunkelt werden, lassen sich 
die Fenster nicht mehr öffnen und es kann gar keine Frischluft mehr zugeführt werden. 
Aus den genannten Gründen fordern wir: 



  
Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 
 
Anhang zum Protokoll 11. Sitzung, Amtsjahr 2009 / 2010 6. Mai 2009 - Seite 31 

 
 
 

- Dringend einen zweiten (Not)-Ausgang für den Fall, dass die Aula evakuiert werden muss. Dieser Ausgang 
läge sinnvollerweise auf der Ostseite in Richtung Ingelsteinweg. 

- Die Instandstellung resp. Neukonzeption einer leistungsfähigen Lüftung. 
Die Aula (neben dem Gundeldinger-Schulhaus die einzige in GBO) wird vom Erziehungsdepartement immer wieder 
für Informationsveranstaltungen sowie Konferenzen reserviert. Bedingt durch viele Klassen mit erweitertem 
Musikunterricht und einer grossen Theater- und Aufführungstradition ist das SH OS Brunmatt dringend darauf 
angewiesen, auch weiterhin Veranstaltungen mit hoher Publikumszahl durchfuhren zu können. 
2. Toilettenanlagen 
In den letzten Jahren haben nur ca. 70% der Toiletten einen neuen Anstrich erhalten. Die Anlagen in der Etappe 
sowie im Untergeschoss sind hingegen in einem katastrophalen Zustand: Schüsseln, die über keine Brille verfügen, 
düstere Lichtverhältnisse und Wände, deren Verputz abbröckelt sowie fehlende Pissoirs in den Herren-Toiletten 
zeugen von dringendem Handlungsbedarf. Ein Zustand, der in keiner Weise hygienischen Standards entspricht, in 
den oberen Stockwerken befinden sich Pissoirs und Lavabos derart nahe nebeneinander, dass dringend eine 
Trennwand zu installieren ist, um ein Verspritzen des Lavabos zu verhindern. 
Wegen dieser Lage fordern wir: 
- Eine Totalsanierung der Toilettenanlagen im Erd- und Untergeschoss 
- Das Anbringen von Trennwänden zwischen Pissoir und Lavabo in den Obergeschossen. 
3. Aussenfassade 
Eine Sanierung der Aussenfassade vor ca. 15-20 Jahren wurde offenbar nicht zur gewünschten Zufriedenheit 
ausgeführt. An diversen Stellen bildeten sich Risse. Vorsorglich wurden schadhafte Fassadenteile abgeklopft, damit 
sie kein Sicherheitsrisiko darstellen! 
Schlechte Fenster und eine schlechte Isolation (z. B. Einfachverglasung im Erdgeschoss des Hauptgebäudes!) haben 
zur Folge, dass die Heizung auf Hochtouren laufen muss, damit in den Wintermonaten die gewünschte 
Raumtemperatur eingehalten werden kann. Die verlangten Temperaturabsenkungen über Nacht oder am 
Wochenende hätten bei konsequenter Anwendung zur Folge, dass das Gebäude am Montag kalt wäre. Somit 
entstehen hohe, vermeidbare Heizkosten. 
Deshalb fordern wir dringend: 
- Fenster, die betreffend Energiekoeffizient dem heutigen Standard entsprechen 
- Eine Totalrenovation der heruntergekommenen Fassade 
- Isolation der Gebäudehülle 
Meine Fragen an den Regierungsrat sind: 
1. Die beschriebenen, gravierenden Mängel können nicht mit dem Budget der Kleininvestitionen behoben 

werden. Hierfür müsste der Regierungsrat dem Grossen Rat einen Ratschlag vorlegen. Warum wurde dies bis 
heute nicht in die Wege geleitet, obschon die beschriebenen Mängel seit Jahren bekannt sind? 

2. Ist der Regierungsrat der Meinung, dass der Denkmalschutz und somit die Anforderungen an das 
Erscheinungsbild eine Sanierung des SH Brunnmatt weiter verzögern? 

3. Wie soll eine Aula genutzt werden, wenn aus Sicherheitsgründen, bezüglich fehlendem 2. Notausgang nur 
noch 50 Personen zugelassen werden, dies jedoch der einzige Ort ist, an dem Theater- und 
Musikaufführungen stattfinden können? 

4. Was gedenkt der Regierungsrat seitens der Behörden zu unternehmen, damit angesprochene Mängel der 13 
OS-SH nicht verharmlost werden, damit nicht mit Scheinlösungen oder gar nicht reagiert wird? 

5. Was gedenkt der Regierungsrat bezüglich der festgestellten Mängel zum Thema Sicherheit in den 13 OS-SH 
jetzt und in Zukunft zu tun? Oder muss es erst zu Personenschäden kommen, bevor etwas unternommen 
wird? 

Ruth Widmer  
 
 

i) Interpellation Nr. 30 betreffend Basel-Stadt hat die höchsten 
Krankenkassenprämien in der Schweiz und subventioniert damit erst noch 
andere Kantone! 

09.5127.01 

 
In den letzten Wochen sind die Medien voll über Artikel, welche über einen massiven Anstieg der 
Krankenkassenprämien berichten. Basel-Stadt (BS) hat auf Grund seiner speziellen Bevölkerungsstruktur 
schweizweit die höchsten Krankenkassenprämien. Die durchschnittliche Prämienhöhe für 2009 beträgt CHF 420. 
Wenn die Prognosen stimmen sollen die Prämien auf 2010 um mindestens 10 % ansteigen. Für eine vierköpfige 
Familie sind dies im Jahr gegen CHF 1500 mehr.  
BS kennt ein gut funktionierendes Prämienvergünstigungssystem. Eine vierköpfige Familie mit einem 
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Jahreseinkommen von CHF 90'000 erhält allerdings keine Verbilligung mehr. Bei Mietkosten von CHF 2'500, Steuern 
total CHF 1'000 und über CHF 1'000 Krankenkassenprämien bleiben pro Monat noch CHF 3'500 zum Leben. Ein 
Anstieg von über CHF 100 pro Monat bringt vielen Familien eine erhebliche Zusatzbelastung. Die gesamte 
Steuersenkung von 2008 ist damit im Eimer. 
Nun kann in den Medien (u.a. der Baz und „Sonntag“) gelesen werden, dass BS dank guter Reservebildung (Basis 
jährliches Prämienaufkommen) bei den Kassen, über Jahre Kantone wie Bern oder St. Gallen erheblich 
subventioniert hat. Dies weil diese Kantone das gesetzliche Minimum von durchschnittlich (je nach Kassengrösse) 
12% (Bern 0%, St. Gallen 4%) Reserven nicht einhalten. Der Waadtländer Regierungsrat Maillard wird zitiert:“ Es gibt 
keinen Grund, dass Kantone die Reserven anderer bezahlen“ und weiter auf die Frage ob er sich mit anderen 
Kantonen verbündet habe: „ Diese Kantone entdeckten das Problem später, inzwischen fordern alle (Basel-Stadt, 
Zürich, Genf) dasselbe. Für den Kanton Waadt alleine beträgt diese Subvention an andere Kantone seit 2000 
CHF 450'000'000 kumuliert. Ständerätin Fetz hat dazu in Bern erfolgreich eine Motion eingereicht. 
Darf ich die Regierung bitten mir folgende Fragen zu beantworten:  
1. Ist die Medienberichterstattung richtig, welche besagt, dass BS Kantone wie Bern und St. Gallen über zu hohe 

Prämien quer subventioniert? 
2. Stimmt die Aussage von RR Maillard (Präsident der Gesundheitsdirektoren-Konferenz), dass BS das Problem 

erst später erkannt hat? Und warum? 
3. Weshalb liegen die Reserven in BS bei über 30 % obwohl vom Bund nur 12 % vorgeschrieben sind? 
4. Die Quersubvention Waadt beträgt seit 2000 kumuliert CHF 450'000'000. Welchen Betrag zahlte BS von 2000 

– 2009 zu viel? 
5. Um wie viele Prozente würden die Krankenkassenprämien in BS sinken, wenn die Quersubventionierung an 

andere Kantone nicht wäre? 
6. Was unternimmt BS, damit die Prämienzahlenden im Kanton ihr Geld zurückbekommen? 
7. Wie viel Geld ist BS bei den Krankenkassenprämienverbilligungen verloren gegangen weil die Prämien zu 

hoch waren. 
8. Wie fordert BS verloren gegangenes Geld wieder ein? 

Urs Müller-Walz 
 
 

j) Interpellation Nr. 31 betreffend zweiter SBB-Rheinbrücke und Einfluss auf 
Rangierarbeiten im Klybeck 

09.5128.01 

 
Einem Bericht der Basler Zeitung vom 16. März 2009 war zu entnehmen, dass die zweite Schwarzwaldbrücke gebaut 
werden kann, da der SBB-Verwaltungsrat das Bauprojekt gutgeheissen hat. Der offizielle Baubeginn sei für den 
Frühling 2010 vorgesehen und es sei mit einer Bauzeit von rund zweieinhalb Jahren zu rechnen.  
Bei diversen Gesprächen über die Lärmbelastung des Klybeckquartiers durch die Hafenbahn wurde von den 
AnwohnerInnen immer wieder der Wunsch geäussert, dass die Nachtruhezeiten eingehalten werden sollten.  
Die Betreiber der Hafenbahn erklärten, dass die Einhaltung der Nachtruhe aus betrieblichen Gründen zur Zeit nicht 
möglich sei. 
Die betroffenen Anwohner wollten auch in Erfahrung bringen, ob es möglich sei, die im Rheinhafen beladenen 
Eisenbahnwagen ungeordnet in den Rangierbahnhof Muttenz zu bringen, um die Güterzüge dort zusammen zu 
stellen. So könnte ein Grossteil der Rangierbewegungen im Klybeck vermieden und das Quartier deutlich vom 
Rangierlärm entlastet werden.  
Die Verantwortlichen der Hafenbahn verwiesen damals auf die zweite Eisenbahnbrücke über den Rhein. Mit dieser 
könnte diesem Anliegen eventuell entsprochen werden und es liessen sich sogar die Auszugsgeleise, die heute bis 
zur Dreirosenbrücke reichen, deutlich kürzen. Auch die Betriebszeiten der Hafenbahn könnten dadurch spürbar 
reduziert werden. 
Zur Illustration, die aktuellen Betriebszeiten der Hafenbahn sehen folgendermassen aus:  
Montag:  7.00 bis 23.00 Uhr 
Dienstag bis Freitag: 3.30 bis 23.00 Uhr 
Samstag:  3.30 bis 10.30 Uhr 
In diesem Zusammenhang bitte ich die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen:  
1. Können die BewohnerInnen des Klybeckquartiers damit rechnen, dass durch den Bau der zweiten SBB-

Rheinbrücke eine Reduktion der Rangierarbeiten der Hafenbahn erreicht werden kann?  
2. Welche Möglichkeit sieht die Regierung, um die stark lärmbelasteten Anwohner des Klybeckquais vom 

Rangierlärm zu entlasten? 
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3. Ist die Regierung bereit, sich nötigenfalls beim Bund oder bei anderen übergeordneten Stellen für eine rasche 
Lösung dieses Problems einzusetzen? 

Heidi Mück 
 

Schriftliche Anfragen 
 

a) Schriftliche Anfrage betreffend Pflege des Spalentors 09.5131.01 

 

Basel-Tourismus investiert in die Werbung für unsere Stadt - national und international - Beträge in 6-stelliger Höhe 
und wirbt damit um die Gunst der Touristen, Messebesuchern und Gästen aus aller Welt. Ihnen werden die 
Sehenswürdigkeiten Basels im Vierfarbendrucke präsentiert und damit auch aufgefordert, unsere Stadt mit seinen 
Sehenswürdigkeiten zu besuchen. 

Was der Betrachter des Spalentores dann antrifft, ist für unsere Stadt unwürdig. Zum Einen stinkt es bei trockenem 
Wetter penetrant nach Urin und zum Zweiten ist der Tordurchgang, sowie das Holztor von Taubendreck Millimeter 
dick und breitflächig verschmutzt. 

Ich möchte die Regierung anfragen, ob sie bereit ist 

- eine Reinigung des Objektes periodisch in Auftrag zu geben 

- insbesondere gegen die Ursachen und Verursacher der Verschmutzung präventiv vorzugehen 

- die Bodenbepflästerung schwemmtauglich zu präparieren 

- in der näheren Umgebung ein öffentliches WC auf zu stellen. 

Toni Casagrande 
 
 


